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Ulerteljähriger Abonnementspr. in Breslau 5 Mark, Wochen⸗Abonnem. 50 Pf., 
außerhalb pro Quartal incl. Porto 6 Mark 50 Pf. — ae für den 


1 
Raum einer ſechstheiligen Petit⸗Zeile 20 Pf., Reclame 


9 66. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
9. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


62. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 7. Febr.). 
\ Ubr. Am Miniſtertiſche: Friedenthal, Leonhardt und mehrere Com: 


t. Da die Regierung mit dem § 4 der Commiſſionsvorſchläge, der 
dem Landſchaftscollegium handelt, nicht einverſtanden ift, jo beantragt 
de. v. . Zuſammenſetzung des Landſchaftscollegiums da⸗ 
zu ändern, daß nicht ein von dem Collegium gewählter Vorſitzender, 
ern der Landrath den Vorſitz ausübt. ? \ 
Abg. von Meyer (Arnswalde) beantragt dagegen einjah eine 
längerung des gegenwärtigen Zuſtandes bis zu demjenigen Zeitpunkt 
N Ben zu laſſen, wo die Kreis⸗Ordnung für Schleswig⸗Holſtein er: 
7 wird. 
Gegen beide Anträge erklärt ſich der Vertreter Lauenburgs, Abg. Ber⸗ 
18. der den Vorſchlag der Commiſſion als allein den Wünſchen der Bes 
erung eniſprechend darſtellt. 
Abg. Köhler (Göttingen) empfiehlt dagegen den Antrag des Abg. von 
luchitſch; den Commiſſionsvorſchlag wolle die Regierung nicht annehmen; 
Antrag v. Meyer ſei nur in dem Falle annehmbar, daß durch die Ab⸗ 
gung des Antrages des Abg. v. Branchitſch das Geſetz von der Regierung 
M acceptirt würde. 5 3 
Abg. Hänel beantragt, in dem Antrag v. Meyer's einen Endtermin: 
iteftens bis zum 1. März 1880“ einzufügen. Daß die Regierung den 
rag der Commiſſion abſolut nicht annehmen wolle, habe der Miniſter 
ſedenthal noch nicht erklärt. Dieſer Antrag empfehle ſich aber nach den 
Uberen Anſichten der Regierung ſelbſt; denn in den Motiven zu dem Geſetz 
m 23. Juni 1876, betreffend die Vereinigung Lauenburgs mit Preußen, 
de die Regierung ausdrücklich gejagt, daß Lauenburg, analog den Pro⸗ 
ialverbänden, wie die hobenzollernſchen Lande organiſirt fein ſolle. Wo 
fände denn aber in Hohenzollern der Landrath an der Spitze der Verwal⸗ 
9 Gegen den Antrag Meyer's muß er ſich ausſprechen, weil derſelbe 
n Proviſorium auf unabſehbare Zeit ſchaffe. Das Haus müſſe in der 
Ifirung des Termins eine Handhabe behalten, um bei Zeiten auf die An: 
18 e zurückkommen zu können. Der Antrag v. Brauchitſch ſei ent⸗ 
ieden zu verwerfen; in eriter Linie ſei der § 4 der Commiſſionsanträge, 
in zweiter der Antrag v. Meyer mit feinem Unterantrage zu acceptiren. 
di Abg. v. Rauchhaupt beitreitet, daß Lauenburg die Geltung eines Pro: 
der ia perbandes haben ſolle, es ſei ein landrätblicher Kreis, wie alle Kreiſe 
M. östlichen Provinzen. Er ſei im Grunde ſeines Herzens für den Antrag 
er's; da aber der Minifter ſelbſt ſich für die Einfübrun des Kreisaus⸗ 
aufs ausgeſprochen habe, jo habe er mit dem Abg. v. Brauchitſch einen 
daß gebenden Antrag eingebracht. 5 8 
Geh. Reg.⸗Rath Hagſe erklärt den § 4 der Sec bas beſclaſse für 


I 


2 


unannehmbar und empfiehlt den Antrag v. Brauchilſch. 
Abg. Hammgcher führt aus, daß die Regierung durch den Commiſſions⸗ 
Antrag eine größere Garantie erhalte, als ſie nach dem Antrag v. Meyer's 
be ten würde, deun danach trete an Stelle des erblichen, ein vom Könige 
7 tatigter, von der Ritter⸗ und Landſchaft gewählter Vorſitzender. Zugleich 
d auf die Weiſe die kraſſeſten Anachronismen beſeitigt und die leb⸗ 
aſteſten Beſchwerden aufgehoben. Das Haus ſolle ſich nicht durch den de⸗ 
nitiven Abſchluß der Sache ‚beitimmen laſſen, der ganz anders geregelt 
werden müſſe, als die Commiſſion vorgeſchlagen babe. 
In der Abſtimmung wird das von der Commiſſion vorgelegte Nothgeſetz 
ö Er nt und der Antrag von Meyer's mit dem Unter⸗Antrage Hänel s — 
5 rolongation des gegenwärtigen Zuſtandes bis zum 1. März 1880 — 
nommen. 
2 Es folgt die Fortſetzung der zweiten Berathung des Entwurfs eines 
Lees rungsgeſetes zum deutſchen Gerichts⸗Verfaſſungs⸗ 
Geſetze. i 
„ 57 beſtimmt, daß die Amtsanmwälte aus der Staatskaſſe eine Pauſchal⸗ 
balſchadigung erhalten ſollen. Die Feſtſetzung derſelben ſoll durch die Juſtiz⸗ 
erwaltung erfolgen nach Maßgabe des Geſchäftsumfanges und — 
de der Abg. Virchow beantragt — nach den durch den Staatshaushalts⸗ 
tat feſtzuſtellenden Normen. Die Regierungsvorlage will dieſe 
Amtganwa te von den Gemeinden entſchädigen laſſen. 
Abg. Löwenſtein (Referent) ſpricht ſich perſönlich für die Annahme des 
Antrages Virchow aus, weil derſelbe ſich mit der Feſtſetzung einer Pauſchal⸗ 
ame nicht begnüge, ſondern die ſpecielle Angabe der Vertheilung der Ent: 
ſchädigungen an die Amtsanwälte fordere. 8 
pie Hoffmann (Liegnitz) bemerkt, daß die Commiſſionsbeſchlüſſe, wo: 
nach die Entſchädigungen für die Amtsanwälte aus der Staatskaſſe ent: 
1 mmen werden ſollen, den Vorzug vor der Regierungsvorlage verdienen, 
9 durch letztere eine übermäßige Laft auf die Gemeinden gewälzt würde. 
‚Geh. Juſtizrath Schmidt erwidert, daß die Regierung es nicht für er: 
Ieieptich und zweckmäßig halten könne, daß eine Laſt, welche bisher un: 


eilig von der Gemeinde getragen worden, nunmehr auf den Staat über: 
agen werden ſolle. a 
Abg. Lö wenſtein (Referent) erklärt, daß die Stellung der Amtsan⸗ 
dale letzt eine ganz andere geworden ſei, als die bisherige der Polizeian⸗ 
4 e, da die letzteren nur mit Uebertretungen zu thun hatten, während die 
nutsanwälte in ihrer Thätigkeit vorzüglich mit Vergehen ſich beſchäftigen 
würden. Danach rechtfertige ſich die Anſicht der Commiſſion. 
N Der Commiſſionsantrag wird mit dem Virchow'ſchen Amen: 
ement angenommen. 
Die 88 58 —74 werden ohne Discuſſion angenommen. 
de 75 beſtimmt nach der Regierungsborlage, daß in dem Recht der Auf⸗ 
t zugleich die Befugniß zu Ordnungsſtrafen gegen ordnungswidrige Aus⸗ 
uod ung eines Amtsgeſchäftes und zur Erzwingung eines Geſchäftes liege, 
beldrend die Commilion dieſe 9 nur auf nichtrichterliche Beamte 
eſchranten und die Regelung ven efugniß der richterlichen Beamten 
egenüber dem Disciplinargeſez vorbehalten will. 72 
di 151 Juſtiz⸗Rath Schmidt erklärt, daß es unbedingt nothwendig fei, 
jucle ugelegenheit ſchon jetzt zu ordnen und fie nicht auf die Br [672 
enebung, zu verſchieben, denn die nächſte Seſſion werde noch Geſchäfte 
ieten. 


8 Abg. Reichenſperger bemerkt, daß das Syſtem der Ordnungsſtrafen 
Aden richterliche Beamte zu verwerfen ſei, indem es ſowohl der Würde des 
Siders nicht entſpreche, als auch den Beſtimmungen des § 160 der deutſchen 


mum rocehorbnung widerſpreche. 


e Allgemeine Gerichtsordnung. 
ſubru g. Löwenſtein (Referent) bemerkt, daß na 


g jo nch würden, ſei nicht ſtichhaltig; denn vor 1 habe die Regierung 


a no 
. a di 7 
8 eu etzt berathen werde, fo 
- r Paragraph 
nommen; i 
nom 886 lte die SS 76—83 ohne Debatte. 


3 öffentlichen Sigur, Staatsanwälte und Gerichtsſchreiber tragen in 


Amtstracht. Beete e eine von dem J 


reslauer 


f den heutigen Aus⸗ 
bezüglich de die Aufrechterhaltung des Commiſſionsbe al insbeſondere 


1 


Neunundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


lichen Sitzungen der Oberlandesgerichte und Landgerichte auftretenden 
Rechtsanwälte.“ 5 
Abg. Meyer (Arnswalde): Der vorliegende Paragraph will unſere 
äußere Juſtizpflege nach rheiniſch⸗hannöver ſchem Muſter zuſchneiden. Da 
das Rheinland für die Amtstracht iſt, erklärt ſich aus dem ausgeprägteren 
1 der katholiſchen Bevölkerung; außerdem iſt im Rheinland der 
arneval zu Hauſe (Heiterkeit), aber der nüchterne Oſten hat keinen Anlaß, 
die Maskerade nachzuahmen. Für Rheinland und Hannover iſt das Koſtüm 
der Richter ein bedeutungsvoller Punkt, man ſagt ſogar, der Talar übe 


eine zauberhafte Wirkung aus und ſchaffe eine feſte Rechtsgarantie (Heiter⸗ 


keit). Damit möge man aber den Oſten ungeſchoren laſſen. Dieſe gedanken⸗ 
blaſſen Geſtalten (Heiterkeit) in den dunklen Talaren imponiren mir nicht 
und erwecken die Vermuthung, als ob fie ſich ſelbſt in dem Koſtüm unbe: 
baglich füblten. Der pommerſche Bauer wird dem Richter ins Geſicht 
lachen, wenn er im Talar ankommt (Heiterkeit), und wie werden erſt die 
. grienen (Heiterkeit), wenn mehrere ſolcher Masken im Local auf: 
auchen 

as würden wohl die Berliner zu dieſer Maskerade ſagen? Der Ber⸗ 
liner hat allerdings Neigung für äußeren Pomp, aber nur für theatraliſchen 
und militäriſchen Pomp (Heiterkeit), z. B. für den Krönungszug in der 
Jungfrau von Orleans (Große Heiterkeit), wir alle wiſſen ja, wenn wir 
einmal für eine Hoffeſtlichkeit oder dergleichen die Uniform anziehen müſſen, 
daß wir in dieſer Vermummung nicht über die Straße gehen können, ſon⸗ 
dern ſtets eine Droſchke benutzen müſſen. (FHeiterkeit.) Außerdem werden 
durch die neue Amtstracht erhöhte Anſprüche an den Richterſtand geſtellt, 
und beſſere Gerichtslocale, in denen ſich die Talare eniſprechend präſentiren 
könnten, wird man auch bauen müſſen. Auf dieſe Weiſe wird die Juſtiz 
immer theurer werden. Wie theuer, weiß freilich kein Menſch. Nehmen 
Sie den Paragraphen an, ſo müſſen Sie conſequenterweiſe auch für die 
Geſchworenen und Schöffen eine beſondere Amtstracht ſchaffen (Widerſpruch) 
und die Herren vom Verwaltungsgeriche werden auch bald den Talar ber: 
langen. Für die Provinziallandtage und für die Kreisiage, ja ſogar für die 
Mitglieder des Abgeordnetenhauſes ſelbſt wird man eine beſondere Amts⸗ 
tracht anfertigen müſſen (Heiterkeit); vielleicht führt man die Toga ein, da⸗ 
mit das Abgeordnetenhaus dem römiſchen Senat ähnlich wird. (Große 
Heiterkeit.) Auch für den Juſtizminiſter wird man eine beſondere Uniform 
anfertigen müſſen. (öbeiterkeit.) Wenn derſelbe bis jetzt der Amtstracht 
nicht widerſprochen hat, jo bedenke man, daß derſelbe wohl auf eine gute 
Juſtiz vereidigt iſt, nicht aber auf einen guten Geſchmack. (Heiterkeit.) Nicht 
der Richterſtand allein kann über dieſe Frage entſcheiden, ſondern auch das 
Publikum und wenn ſie dieſes befragen wollen, ſo dürfen Sie überzeugt 
ſein, daß alle Kreistage des Oſtens auf eine ſolche Anfrage ſich wie ein 
Mann erheben und ſagen: Nein. (Beifall und Widerſpruch.) 

Abg. Reichenſperger: Ich wundere mich, daß ein Mann von der 
Parteiſtellung des Abg. b. Meyer dieſe Frage in einem fo ſpöttiſchen weg ⸗ 
werfenden Tone behandelt hat. Die Angelegenheit verdient durchaus keinen 
Spott, muß vielmehr mit beſonderem Ernſt behandelt werden. Wir haben 

eſehen, daß andere Nationen von der Anſicht ausgehen, daß Einrichtungen 
ee Natur, wie . B. die Perrüde, durch die Dauerhaftigkeit, mit welcher 
ie ſich Jahrhunderte lang erhalten haben, ibr Exiſtenzrecht erwieſen haben. 
Wenn darauf bingewieſen wurde, daß die Berliner die am Ahein Rs 
Robe bei ihrer Einführung nur mit Hohn und Spott begrüßen würden, jo 
glaube ich, daß ſich dies blos auf den Berliner Poͤbel bezieht. Als man bei 
uns das öffentlich mündliche Verfahren aus dem fo heftig angegriffenen 
Rheinlande, freilich in nur In ſchwacher Form einführte, hat die Regie⸗ 
rung ein Reſcript erlaſſen, daß die Richter bei öffentlichen Verhandlungen 
nicht in ihrem Tages rock, ſondern in einer der Autorität des Dienſtes Gel: 
tung verſchaffenden Weiſe erſcheinen ſollten. Damals hatte man den Frack 
anbefohlen, auch ein franzöſiſches Kleidungsſtück, unzweifelhaft aber niederer 
Ordnung als die Robe. Dieſe miniſterielle Vorſchriſt wurde aber im Allge⸗ 
meinen nicht reſpectirt und die Richter erſchienen gewöhnlich nach wie vor 
im Alltagsrock. Beſonders thaten dies die Einzelrichter und 115 hätten 
doch am meilten Veranlaſſung gebabt, bei der unmittelbaren Berührung mit 
dem Publikum, ihr Amt auch äußerlich als Autorität erſcheinen zu laſſen. 
Gerade in denjenigen Friedensgerichtsbezirken am Rhein, in welchen der 
Richter im Alltagsrock erſchien, kamen die meiſten Fälle von Reſpectloſigkeit 
und Widerſetzlichkeit vor, ſo daß dort viele Strafen auſerlegt werden mußten. 
Es wäre Grund genug, die Robe einzuführen, wenn dadurch auch nur in 
einzelnen Fällen eine ſolche Reſpectwidrigkeit verhindert würde. Auch für 


die Richter ſelbſt it die Einführung einer Amtstracht von Wichtigkeit, damit 
8 die Würde ihres Amtes ſchon durch die äußerliche Erſcheinung immer im 


(Beifall.) 


ewußtſein haben. N 5 
röter (Barnim): Die Frage, ob das eine oder andere Klei⸗ 


Abg. Sch 


dungsſtück vorzuziehen ſei, halte ich für eine Frage des Geſchmacks und hier⸗ 
über iſt nicht zu ſtreiten, da die individuelle Anſchauungsweiſe dabei beſon⸗ 
Aber das Eine kann man wohl ſagen, daß dem Ge⸗ 
Man ſagt, 
daß man mit der Robe die Würde und das Anſehen des e 

n den 
2 ürde in dem 
Maße aufrecht erhalten, daß wir einer Hebung durchaus nicht Haag 5 

Tl; 
es iſt allein richtig, wenn wir die Regelung dieſer Angelegenheit der Juſtiz⸗ 


ders entſcheidend iſt. 5 
ſchmack unſerer öſtlichen Bevölkerung die Robe nicht entſpricht. 


des heben will. Aber haben wir venn eine ſolche Hebung nötbig? 
öſtlichen Provinzen baben die Richter im Allgemeinen ihre 


Ueberhaupt iſt für dieſe Kleiderfrage das vorliegende Geſetz nicht der 


verwaltung überlaſſen. (Zuſtimmung.) 


Abg. Wachler (Breslau) i 
daß man dieſelbe ins Lächerliche ziehe. 


Verhandlungen beſchränkt. 


und Hannover u 


dern wahre auch die Autorität nach außen, was in der 
beſonders nothwendig ſei. (Beifall und Ziſchen.) 
Perſönlich bemer 


Sandſcholle iſt ein nüchterner Verſtand erwachſen .. . . (Heitexleit). 
Präſident erklärt dies für nicht perſönlich. (Heiterkeit.) 


Amtstracht verhöhnen und verſpotten würden. 


Abg. Meyer (Arnswalde) glaubt alſo die Aeußerungen Reichenſperger's 


auf 55 allein beziehen zu ſollen. 


Meyer iſt übrigens in Berlin geboren.) 


Damit ſchließt die Debatte. Der § 83a wird mit 164 gegen 140 Stim- 


men angenommen. 


$ 90 beſtimmt: Die Mitglieder des Obertribunals und der Staatsan⸗ 
waliſchaft bei demſelben ſind, ſofern ſie nicht bei dem Reichsgericht angeſtellt 
werden, als Mitglieder der Oberlandesgerichte anzuſtellen, der Präſident, die 


Vicepräſidenten und derzGeneralſtaatsanwalt als Präſidenten. 
Abg. Windthorſt (Meppen) beantragt, daß 


verſetzt werden ſollen. 


Referent Abg. Löwenſtein: Wenn wir unſerem Gefühl hätten folgen 
knnen, ſo würden wir den Obertribnnalsräthen dte freie Wahl gelaſſen 
i oder mit ihrem vollen 

Intereſſe der Steuer⸗ 
die Richter 3 Jahre 


baben, entweder in die neuen Nemter einzutreten, 
Gehalte in den Ruheſtand verſetzt zu werden. Im 
zahler haben wir davon abſehen müſſen, und beſchloſſen, 


9 

hält die Sache für eine ernſte und tadelt es, 
be. Bereits durch Circular⸗Reſeript 
vom 25. April 1849 ſei die Nothwendigkeit einer beſonderen Amtstracht für 
die Juſtizbeamten anerkannt worden, man habe ſich aber einſtweilen auf 
den ſchwarzen Frack und e Beinkleider bei den öffentlichen 
enn man dieſen Frack näber betrachte, ſo er⸗ 

ſcheine er als ein ganz vulgäres, verwerfliches Kleidungsstück, und es fei 
deshalb anzuerkennen, daß man jetzt die Amtstracht⸗Frage geſetzlich regeln 
wolle, der e e beſtimme keineswegs, ob die im Rheinland 
liche Amtstracht gewählt werden müſſe, ſondern laſſe der 

Verwaltung völlig freie Hand. Nach einer fünfzigjährigen Erfahrung könne 
er die Annahme des Paragraphen nur empfehlen, denn die Amlstracht 
diene nicht nur zur Hebung der Würde und des Anſehens der Richter, ſon⸗ 
gegenwärtigen Zeit 


& bg. Eberty: Ich muß die Berliner gegenüber den 
Reichenſperger' ſchen Angriffen in Schutz nehmen (Heiterkeit). Hier auf 9 5 
er 


Abg. Reichenſperger will mit dem Ausdruck „Berliner Pöbel“ nur 
Diejenigen gemeint haben, welche nach den Meyer'ſchen Ausführungen die 


bg. Reichenſperger beſtreitet dies, da Meyer ja kein Berliner Kind 
Heiterkeit) ſei, ſondern Landrath in einem anderen Landestheile. (Abg. v. 


N 1 8 5 el 
nur als Mitglieder des Reichsgerichts oder als Präſidenten der Ober⸗ 
landesgerichte angeſtellt, andernſalls mit vollem Gehalt in den Ruheſtand 


ie N 


zweimal, an den übrigen 


zur Verfügung des Miniſters zu ſtellen; für den Fall der Nichtanſtellun 
nach drei Jahren ſie in den Ruheſtand zu verſetzen. } 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt halt es für unbillig, daß man die Ober⸗ 
tribunalsräthe, die Blüthe der Jurisprudenz, von der neuen Rechtſprechung 
fernhalten wolle, was die Folge des Windthorſt'ſchen Antrages ſein würde. 
Das Obertribunal ſei weſentlich mit jüngeren Kräften beſetzt, die man nicht 
feiern laſſen dürfe. 

Abg. Windthorſt (Meppen) beabſichtigt gar nicht, die jüngeren Kräfte 
ſeiern zu laſſen; er will nur die Würde der Mitglieder des Odertribunals 
wahren; wenn dieſelbe die Blüthe der Jurisprudenz bildeten, dann ſollte 
Dan ihnen auch die von ihm vorgeſchlagene Begünſtigung zu Theil werden 
aſſen. 

Juſtizminiſter Leonhardt bemerkt, daß das Reichsgericht für alle Ober⸗ 
tribunalsrätbe keinen Platz biete; denn es könnten doch nicht nur preußiſche 
Richter dort angeſtellt werden. Was die Anſtellung derſelben als Präſt⸗ 
denten der Oberlandesgerichte betreffe, jo müſſe er doch bemerken, daß 
zit 1 25 Mitglied zum Präſidenten geeignet ſei, wenn es ein tüchtiger 

lichter Jel. A 

Abg. Lasker: Die Commiſſion hat darnach geſtrebt, unter möglichiter 
Schonung der Perſonen, die Intereſſen der Juſtizpflege nicht in Geſahr zu 
bringen. Der Antrag Windthorſt enthalte fachlich doch nur einen Geld» 
vortheil für die Obertribunalsräthe, tielleiht ſogar zum Schaden für andere 
Richter. Das Reichsgericht habe für alle Obertribunalsräthe keinen Platz. 

Abg. Löwenſtein: Der Vorſchlag der Commiſſion ſei daraus hervor⸗ 
gegangen, daß man zu der Juſtizverwaltung das Vertrauen habe, daß fie 
möglichſt alle Härten vermeiden werde. 

§ 90 wird unverändert angenommen. 

F. 92 lautet: Die übrigen Richter find als Richter, die übrigen Beamten 
der an e als Richter oder als Beamte der Staatsanwaltſchaft 
anzuſtellen. 

Appellationsgerichtsräthe, Oberſtaatsanwälte, Oberprocuratoren, General⸗ 
Advocaten, Kammerpräſidenten bei den Landgerichten, Obergerichts⸗Vice⸗ 
Directoren, Directoren bei den Collegialgerichten der erſten Inſtanz, erſte 
Staatsanwälte bei den Stadtgerichten und N ern des ehemaligen lauen⸗ 
ab wd Hofgerichts ſollen nicht ohne ihren Willen als Amtsrichter ange⸗ 

ellt werden. 

Juſtizminiſter Leonhardt bittet, den zweiten Abſatz zu ſtreichen, da kein 
Juſſizminiſter ſo rückſichtslos ſein würde, die genannten Beamten in die 
Stellung eines Amtsrichters zu ſchicken. Die Faſſung erwecke aber den 
ra 125 ob die Stellung eines Amtsrichters nicht gleichſtehe mit der eines 

andrichters. 

Referent Abg. Löwenſtein bemerkt, daß viele ältere Richter in Schrecken 
darüber ſind, daß ihnen die Uebernahme einer Amtsrichterſtelle, zu der ſie 
ſich nicht abſolut nicht geeignet fühlen, zugemuthet werden könne. Die Be⸗ 
fürchtung des Juſtizminiſters ſei ſchon durch das Geſetz abgeſchnitten. 

& a aa genehmigt den § 92 unverändert nach den Beſchlüſſen der 
ommiſſion. 

§ 96 b ſchreibt vor, daß die übrigen (namentlich Subaltern:) Beamten, 
die nicht angeſtellt werden, einſtweilen mit Wartegeld in den Ruheſtand 
verſetzt werden ſollen. e > 

55 Schlüter will dieſe Beamten den Richtern gleichſtellen und ſie 
mit vollem Gehalt in den Ruheſtand verſetzen; das entspreche nur den 
Grundſätzen der Billigkeit. { 

„Geh. deren Rindfleiſch betont, daß man zwiſchen den richter⸗ 
lichen und den Subaltern⸗Beamten doch noch einen Unterſchied machen 
müſſe; außerdem könnten ſich die Subaltern⸗Beamten leichter etwas ver⸗ 
dienen, als die Richter. 2 Dr N 

Das Haus genehmigt jedoch die Vorſchläge feiner Commiſſion. Die 
übrigen Paragraphen werden ohne Debatte genehmigt. Ehe das Haus in 
die Berathung der zurückgeſtellten SS 14 und 29 eintritt, werden die von 
der Commiſſion vorgeſchlagenen Reſolutionen berathen. 5 

Die Commiſſion beantragt: 1) einige Petitionen für a I erklären; 
2) andere der Staatsregierung als Material für die Beſchlußfaſſung wegen 
der Sitze und Bezirke der Amtsgerichte zu überweiſen; 3) die Staats⸗ 
regierung aufzufordern, darauf hinzuwirken, daß das Prüfungsweſen und 
der Vorbereitungsdienſt für das Richteramt reichsgeſetzlich geregelt werde. 

In Bezug auf dieſe erklärt der Juſtizminiſter, daß ein Beſchluß des 
Staatsminiſteriums noch nicht vorliege. ; l 

4) Die Staatsregierung aufzufordern, auf eine reichsgeſetzliche Regelung 
u wirken, daß für das Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde die Zuſtändig⸗ 
keit des Reichsgerichts begründet werde. ) 

Juſtizminiſter Leonhardt: Es würde ri fein, die Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichtes ins Blinde zu erweitern. Die Zuſtändigkeit deſſelben in 
Betreff der ſtreitigen Gerichtsbarkeit iſt ſchon ſo weit, daß daſſelbe ſeiner 
Aufgabe, die Einheit des Reichs rechtes zu wahren, auf dieſe Weiſe ſehr 
leicht nicht genügen könnte, namentlich dann nicht, wenn die Zahl der 
Senate immer noch vergrößert werden müßte. Das Provinzial⸗ und Lan⸗ 
desrecht müſſe vollſtändig ausgeſchloſſen werden, wenn nicht ein vollſtandiger 
Wirrwarr entſtehen ſolle. Zur Zeit ſei die Annahme der Reſolution nicht 
zu empfehlen, man müſſe erſt das Reichsgericht einmal zur Rube kommen 


laſſen. 

5) Die Staatsregierung aufzufordern, darauf hinzuwirken, daß, ſoweit 
das Bepürfniß nach einheitlicher Rechtſprechung in der Reviſionsinſtanz für 
Landesſtrafſachen ſich ergiebt, durch reichsgeſetzliche Regelung die Zuſtändig⸗ 
keit des Reich gerichts begründet werde. ! 

Referent Abg. Löwenſtein hält die Annahme der Reſolution für noth⸗ 
wendig, nachdem § 42, der das Oberlandesgericht Berlin für dieſen Fall 
als zuständig erklärte, abgelehnt worden ſei. g j 

Juſtizminiſter Leonhardt hofft, daß das Haus dieſen § 42 wieder her⸗ 


eitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag einmal, Montag 
agen dreimal erſcheint. 


gebung, wenn man hier obne nöthigenden Grund derſelben gleichſam vor⸗ 
wirft, % babe einen Febler gemacht. | 

6) Die Staatsregierung aufzufordern, bei der künftigen Regulirung der 
Rangverhällniſſe für die richterlichen Beamten dafür Sorge je tragen, daß 
die Amtsrichter den Landgerichtsräthen im Range e t werden, 
ferner den ſämmtlichen richterlichen Beamten ein der Wichtigkeit und Be⸗ 
deutung ihres Amtes entſprechender Rang beigelegt werde und daß minder 
ſtens die erſte Hälfte der Amtsrichter und der Landgerichtsräthe den Rang 
der Räthe 4. Klaſſe erhalte. 

Das Haus tritt den Anträgen der Commiſſion in Bezug auf Punkt 1, 2, 3 
und 6 bei, lehnt die Reſolution sub 4 ab und ſetzt den Beſchluß über die 
Reſolution sub 5 bis zur dritten Leſung aus. 

(Um 294 Uhr vertagt ſich das Haus auf eine Viertelſtunde.) 

Die Discuſſion wendet ſich nunmehr den zurückgeſtellten 
zu. § 14 lautet nach der Vorlage: Die Sitze und Bezirke der 
werden durch den Juſtizminiſter beſtimmt. N 

Die Commiſſion jhlägt por: Die Sitze der Amtsgerichie werden durch 
Geſetz beſtimmt. Die erſte Feſtſtellung derſelben kann auf Grund einer ge⸗ 
ſetzlichen Ermächtigung durch den Juſtizminiſter 7057 Die Bezirke der 
Amtsgerichte werden durch den Juſtizminiſter gebildet. Dieſelben können 
vom 1. October 1881 ab nur durch Geſetz verändert werden. 


aragraphen 
mtsgerichte 


dahin zu faſſen: Die Sitze und Bezirke der 1 a werden durch den 
Juſtizminiſter beſtimmt. Dieſelben können vom 1. 
durch Geſetz verändert werden. aan 
Außerdem beantragt der Abg. Krech: dem S 14 folgenden Satz binzu⸗ 
zufügen: Veränderungen folder Gemeinde⸗ oder Gutsbezirls⸗Grenzen, 
welche zugleich die a bon e ee bilden, ziehen die Ver⸗ 
änderung der letzteren Grenzen ohne Weiteres nach ſich. 1 8 
Abg. Wachler (Schweidnitz): Der vorliegende Paragraph iſt einer der 
wichtigsten des ganzen Seel Die Anhänger des Commiſſionsbeſchluſſes 
find der Anſicht, daß die Feſtſtellung der Amtsgerichtsſitze und Bezirke durch den 
Juſtizminiſter gegen 8 80 der Verfaſſungsurkunde verſtoße. Diele Anſicht it 
entſchieden unrichtig, wir ige es ſogar für praktiſch undurchführbar, die 
Amtsgerichtsſiße durch Geſetz zu beſtimmen. Einerſeils iſt die Zahl dieſer 
Gerichte eine viel zu große, und andererſeits erfordert dieſe Seftftellung 


ftellen werde; es entſpreche nicht der Rückſichtnahme auf die Reichsgeſetz⸗ 


daß 


Die Abgg. Krech, Wachler (Schweidnitz u. G. beantragen: den 8 14 
ctober 1881 ab nur 


* 


I) 


Wir ha 


‚abzulehnen. 


— 
\ 


eine Kenntniß und Prüfung der kleinſten einſchlägigen Angelegenbeiten, 
welche in einer großen geſetzgebenden Berfammlung unmöglich iſt. Außer 
dem wird die Sache im Wege der Juſtizverwaltung viel ſchneller erledigt 
werden, ſo daß die in der Bevölkerung über dieſen Gegenſtand herrſchende 
Unruhe bald beſeitigt werden könnte. Wir haben in Hannover und Baden 
Präcedenzfälle, in denen die Juſtizverwaltung derartige Angelegenheiten bis 
ins Kleinſte erledigt hat, und die Ae Hauben bat dem Juſtiz⸗ 
miniſter mit der Bildung der Handels⸗ und detachirten Strafkammern + 
viel weitere Befugniß gegeben, als ihm der vorliegende Paragraph ertheilen 
will. Der Juſtizminiſter wird in jeder Beziehung dem Grundgedanken der 
Reichs juſtizgeſetze und den Intereſſen der Bevölkerung Rechnung tragen; 
etwaige Mißgriffe der Verwaltung könnten wir ja jedesmal bei der Berathung 
des Juſtiz⸗Etats zur Sprache bringen. l 8 5 
Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Für die Regierung iſt es zwar vortheil⸗ 


haft, wenn die Sitze und Bezirke der Amtsgerichte durch Geſetz feſtgeſtellt! | if 


werden. Die Ergebniſſe der Berathung über das Sitzgeſetz ſind nicht von 
erheblicher Bedeutung, aber es läßt ſich nicht verkennen, daß die gründliche 
Prüfung des Entwurfs in beiden Häuſern des Landtages im Lande eine 
große Beruhigung herbeiführen muß, die ſich auch auf die Regierung über⸗ 
trägt. Sie kann jetzt die Verantwortlichkeit für das Geſetz leichter tragen, 
als wenn ſie die Feſtſtellung der Sitze der Regierung überlaſſen hätten. 
Glauben Sie nicht, daß das Intereſſe des Landes an der Organiſation der 
Amtsgerichte geringer iſt, wie an der der Landgerichte; es iſt noch größer. 
Je größer aber das 3 an dieſer Organiſation iſt, um ſo ſchwieriger 
iſt die Aufgabe, die Sitze der Gerichte und Bezirke durch Geſetz feſtzuſtellen, 
um ſo mehr, wenn dieſe Feſtſetzung bis zum 1. October 1879 erfolgt ſein 
ſoll. Nun will man von mir erfahren, nach welchen Grundſätzen die Orga⸗ 
niſation der Amtsgerichte erfolgen ſoll. Als oberſter leitender Grundſatz 
wird feſtzuhalten ſein, daß die Organiſation im Intereſſe einer guten Rechts⸗ 
pflege sun muß. Allerdings iſt dies eine ganz allgemeine Behauptung 
eiterkeit), allein leitend muß dieſer Grundſatz im Großen und Ganzen 
ein, namentlich betreffs der Organiſation der einzelnen Amtsgerichte. Es 
wird eine gründliche Erwägung der Sache eintreten und man wird nach 
den concreten Verhältniſſen organiſiren müſſen. Von der Regierung iſt 
bislang ein anderer Grundſatz nicht aufgeſtellt worden, als daß thunlichſt 
zwei Amtsrichter an einem Orte ihren Sitz erhalten. Allein das ſchließt 
nicht aus, daß es eine ganze Reihe von Amtsgerichten geben wird, die nur 
einen Richter, und umgekehrt werden Amtsgerichte beſetzt werden muüſſen, 
die zwei, drei und vier Amtsrichter beſitzen. Der Gedanke, die Amtsrichter 
u concentriren, ſei es in finanziellem oder perſönlichem Intereſſe der Juſtiz⸗ 
0 en 0 mir ſtets fern gelegen und liegt mir auch heute noch fern. 
ört! Hört! 

Hierüber iſt viel fabulirt worden. In dieſer Beziehung bat das Meiſte 
geleiſtet der Berichterſtatter eines Provinziallandtages, der kühn behauptete, 
es ſollten in der Provinz 181 Amtsgerichte auf 21 redueirt werden. (Heiter⸗ 
keit.) Auf der anderen Seite liegt mir fern, Amtsgerichte zu organiſiren, 
lediglich im Intereſſe der Gerichtseingeſeſſenen oder der Juſtizbeamten, denn 
die Intereſſen der letzteren fallen oft zuſammen mit den Intereſſen der 
Juſtizverwaltung. Ich will Amtsgerichte nicht verlegen an Orte, wo es für 
die Juſtizbeamten an den Exiſtenzbedingungen fehlt, wo ſie vereinſamen und 
verbauern, oder von einzelnen Perſonen abhängig werden, denn das iſt 
eine Calamität für die Rechtspflege; das führt zur Befangenheit und Partei⸗ 
lichkeit im Urtheil und die Unparteilichkeit der Richter muß nicht allein nach 
oben, ſondern auch nach unten gewahrt werden. Dies ſind die Grundſätze, 
nach denen wir die Feſtſtellung regeln wollen, und ich kann verſichern, daß 
es an uns nicht fehlen wird, ſeiner Zeit den betreffenden Geſetzentwurf 
einzubringen. \ 5 

Abg. Windthorſt (Meppen): Es kann für die Arbeit des Juſtizminiſters 

ar nicht in Betracht kommen, ob er die Anordnungen wegen der Feſt⸗ 
tellung der Gerichtsſitze in einer Verordnung trifft, oder ob er ſie als Ge⸗ 
ſetzentwurf vorlegt. Für uns iſt aber zunächſt die Verfaſſung entſcheidend, 
wonach die Organiſatſon der Gerichte durch das Geſetz beſtimmt wird und 
zu dieſer Organiſation gehört doch in erſter Reihe der Sitz und der Bezirk 
des Gerichts. Außerdem glaube ich, daß der Segen oder Unſegen der ganzen 
Juſtizorganiſation davon abhängen, ob es gelingt, gute Amtsgerichte zu 
ſchaffen oder nicht. Der Juſtizminiſter hat hier über nur eine Reihe von 
egativen aufgeſtellt, von den anderen Aeußerungen war die hauptſächlichſte 
die, daß an einem Amtsgericht gewöhnlich zwei Amtsrichter ſein ſollen. 
Meiner Anſicht nach erfordert es aber die Natur der Sache, daß jeder Amts⸗ 
richter 0 Bezirk hat, daß er inmitten ſeiner Amtseingeſeſſenen ſitzt. 
en aber leine Garantie dafür, daß dieſer nothwendigen Anforderung 

bei dem in Preußen angewendeten Prinziv Genüge geleiſtet werden wird. 
Die meiſten Richter begen auch den Wunſch, daß das bis jetzt beſtehende 


collegialiſche Verhältniß der Gerichte nicht alterirt und immer eine größere 


Zahl von Richtern an einem Orte zuſammen gebracht werden. Ich hoffe, 
daß die Verwallungsbebörden dem gegenüber mehr das Intereſſe der Ge⸗ 
richtseingeſeſſenen wahren werden; indeſſen wird der Juſtizminiſter gegen 
52 Beſtrebungen einen ſehr ſchweren Standpunkt haben und wir werden 
dieſelben nicht anders brechen können als durch ein Geſetz. Der Miniſter 
bat darauf hingewieſen, daß am 1. October 1879 die Organiſation bewirkt 
ſein muß, hiermit bin ich einverſtanden; daß jedoch durch das gedachte Geſetz 
die Organifation aufgeſchoben oder auch nur verhindert würde, kann ich nicht 
zugeben. Wir werden bei der Beratbung uns eine weiſe Beſchränkung aufs 
zuerlegen haben; aber im Großen und Ganzen wollen wir einen Einblick 
in die Sache haben. Ich bin überzeugt, daß der Miniſter die Sitze richtig 
anordnen will, der Miniſter iſt aber in dieſer Beziehung an die einzelnen 
Organe der Juſtizverwaltung gebunden und dieſe werden ſorgfältiger ar⸗ 
— (Hella) ſich darum handelt, daß uns ein Geſetzentwurf vorgelegt 
wird. (Beifall. 

Der Juſtizminiſter erkennt an, daß die Grundſätze, die er bezüglich 
der Organiſation der Amtsgerichte ausgeſprochen habe, im Weſentlichen 
negativ geweſen ſeien. Es liege dies aber in der Natur der Sache und 
auch der Vorredner habe pofitive Vorſchläge nicht machen können. Die An: 
nahme, daß die Feſtſtellung der Amtsgerichte auf dem Wege des Geſetzes 
ſorgfältiger ausgeführt werden würde, als durch Verordnung der Juſtiz⸗ 
verwaltung, ſei durch Nichts begründet. Die Arbeit, welcher ſich die Juſtiz⸗ 
commiſſion des Hauſes unterziehen müßte, wenn ſie die aus allen Orten 
eingehenden Petitionen um 1 von Amtsgerichten durcharbeiten 
wollte, würde eine koloſſale ſein, wie ſchon die Erfahrung bezüglich der 
Sitze der Landgerichte beweiſe. An eine „weiſe Beſchränkung“ ſei dann 
nicht zu denken. Endlich ſei nicht der geringſte Grund zu der Annahme 
vorhanden, daß die vom Landtage getroffene Auswahl der Orte eine ob⸗ 


jectivere ſein werde, als wenn die Juſtizverwaltung ſelbſt die Wahl treffe. W 


Nachdem der Referent Löwenſtein noch einmal die Gründe, die zu 
dem Commiſſionsbeſchluß geführt haben, reſumirt hat, beſchließt das Haus 
mit erheblicher Majorität, den $ 14 mit dem Zuſatzantrage Krech, ſowie 
den § 29 unverändert nach den Anträgen der Commiſſion zu genehmigen. 

Hiermit iſt die zweite Berathung der Vorlage erledigt; die dritte wird 
am Sonnabend jtatifinden. h 1 

Sch 4 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr. (Petitionen und 
mehrere Commiſſioasberichte.) 


17. Sitzung des Herrenhauſes vom 7. Februar. 


11 Uhr. Am Miniſtertiſch: Friedenthal und mehrere Commiſſarien. 

Erſter Gegenſtand der eee iſt der mündliche Bericht der 
N uftiz-Commilfion über den Geſetzentwurf, betreffend die Befugniß der 

ommiſſarien für die biſchöfliche Vermögensverwaltung in den 
erledigten Diöceſen, Zwangsmittel anzuwenden. 

Der Berichterſtatter Weber giebt eine Darftellung der Entſtehung biefer 
Vorlage durch den Beſchluß des anderen Hauſes bei Gelegenheit der Be⸗ 
rathung einſchlägiger Petitionen und beantragt, dem vorgenannten Geſetz⸗ 
entwurſe in der vom Hauſe der Abgeordneten beſchloſſenen Faſſung unver⸗ 
ändert die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. 

Graf Brühl begrüßt dieſe Vorlage als eine abſchreckende Conſequenz 
der een Man wolle damit in den angeblich erledigten Bis: 
thümern die kirchlichen Collegien desorganiſiren, indem man denjenigen von 

ı Executipſtrafen befreit, welcher innere Vorgänge in dem Collegium mit: 
theilt. Das würde bei einem Richtercollegium ſehr übel vermerkt werden. 
8 dieſe l wird man das loyale katholiſche Volk nöthigen, in 
der Schlaubeit bei der Umgehung der Geſetze mit dem iriſchen zu wetteiſern. 
Dieſes Geſetz wird die Steuerkraft der Katholiken noch etwas mehr an⸗ 
ſpannen wie es das Brotkorbgeſetz ſchon gethan hat, aber weiter wird es 
keinen Erfolg haben. Als Preuße, nicht als Katholik, bittet er, die Vorlage 


Graf Arnim bält dieſes Geſetz für eine nöthige formale Ergänzung 
eines ſchon beſtebenden Geſetzes. In der Faſſung des Ab eordnetenhauſes 
bietet das Geſetz genügenden Rechtsſchutz 1 der kirchlichen Collegien 
ha als auch der loyalen Minoritäten derſelben. Deshalb empfiehlt 
er das Geſetz zur Annahme. 

Miniſterialdirector Förſter weiſt darauf bin, daß das Geſetz über die 
n bon den Biſchöfen acceptirt ſei, aber trotzdem ſei von 
den abgeſetzten Biſchöſen ſpater die Parole zur Opposition gegen die Be⸗ 
ſugniſſe des Staatscommiſſarins als auſſichtsführende Behörde über die 


iſt es nöthig geworden, mit Executivſtrafen vorzugehen, zu deren Feſtſetzung 
die Staatsregierung den Staatscommiſſarius als eine den Regierungen coor- 
dinirte Verwaltungsbehörde von ſelbſt befugt hält. Die gegenwärtige Bor: 
lage iſt nur eine Rückſichtnahme der Staatsregierung auf die Rechts⸗ 
anſchauung des anderen Hauſes. Er bittet die Vorlage anzunehmen. 


daß der Widerſtand der Kirchenvorſtände auf einer Ordre der Biſchöfe und 
nicht auf ihrem eigenen Gewiſſensdrange beruhe. . 5 

Miniſterialdirector Förſter bemerkt, daß erfahrungsmäßig nach amtlichen 
Berichten die Kirchenvorſtände ſehr gut mit dem Staatscommiſſarius aus: 
kommen, ſo lange ſie nicht von ihrem Pfarrer bearbeitet werden. 

v. Goßler weiſt darauf hin, daß ein Collegium als ſolches ein Straf⸗ 
geſetz nicht verletzen könne. ſondern nur ſeine einzelnen Mitglieder; demnach 
iſt der Einwand des Grafen Brühl, daß die Vorlage die Kirchencollegien 
desorganiſire, unbegründet. Bei Urtheilen, welche einen Regreßanſpruch 
begründen könnten, pflegen auch Richter Separatvoten abzugeben, um ſich 
von dieſen eventuellen Anſprüchen zu befreien. 

v. Knebel⸗Döberitz theilt den principiellen Standpunkt des Grafen 
Brühl, wird aber aus formalen Gründen für die Vorlage ſtimmen. 

v. Senfft⸗Pilſach wundert ſich, wie die Regierung ein von ihr für 
um en gehaltenes Geſetz vorlegen kann. g 

Referent Weber bedauert, daß von der Tribüne des Herrenhauſes ver⸗ 
kündet werden könne, auch dieſes Geſetz werde wirkungslos ſein, die Katho⸗ 
liken würden die Strafen bezahlen. 

In der Specialdebatte proteſtirt Graf Brühl gegen den Ausdruck des 
Miniſterialdirectors Förſter, daß die Kirchenvorſtände von ihren Pfarrern 
bearbeitet werden. Hätte ein Mitglied des Hauſes einen ſolchen Ausdruck 
von den katboliſchen Seelſorgern gebraucht, ſo würde er einen Ordnungsruf 
beim Präſidenten beantragt haben. 

Der Commiſſionsantrag wird angenommen. 

Es folgt die einmalige Schlußberathung über den Geſetzentwurf, betreffend 
die Unterbringung von verwahrloſten Kindern in Erziehungs⸗ 
oder Beſſerungsanſtalten. 

Der Berichterſtatter Dr. Dernburg beantragt, dem vorgenannten 
Geſetzentwurfe in der vom Haufe der Abgeordneten beſchloſſenen Abr 
unverändert die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen. Dieſe Vor⸗ 
lage zeige das erfreuliche Bild eines einmüthigen Zuſammenwirkens der 
Fr Factoren, da das . die Jutentionen des 
Herrenhauſes in weiterem Maße im Geſetze zum Ausdruck gebracht habe, 
ſcehen — 775 des Widerſtandes der Regierung im Herrenhauſe ſelbſt ge⸗ 

ehen konnte. 

Miniſter Friedenthal bittet das Geſetz in der vom Abgeordnetenhauſe 
beſchloſſenen Faſſung anzunehmen. Man habe dort den § 1 des Geſetzes 
redactionell geändert und die Momente für die Zwangserziebung näber 
präciſirt, um nicht im Lande den Schein zu erwecken, daß man leichtſinnig 
einen ſo ſchweren Eingriff in die Erziehungsrechte Eltern beſchließe. 

v. Senfft⸗Pilſach hält dieſes Geſetz für unnöthig; man ſei bisher 
ſehr gut ohne daſſelbe ausgekommen. 
$ 12 legt nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes den Ortsarmen⸗ 
. die Transport⸗ und die erſten Ausſtattungskoſten des Zöglings 
zur Laſt. 3 
v. Knebel⸗Döberitz beantragt, auch dieſe Koſten zur Hälfte den 
9 und Communalverbänden und zur andern Hälfte dem Staate 
aufzulegen. 

Miniſter Friedenthal, v. Winterfeld und Haſſelbach, ſowie 
*. En Dernburg bitten um Ablehnung des Antrages, welche 
auch erfolgt. 

Sämmtliche Paragraphen der Vorlage werden in der Faſſung des Ab⸗ 
geordnetenhauſes angenommen. 

Es folgen Petitionen. 

Die Petition des Rittergutsbeſitzers Klug auf Groß⸗Raddow, wegen Ver⸗ 
urtheilung zur Haftbarkeit für eine Maiſchſteuer⸗Defraudationsſtrafe wird 
auf Antrag des Berichterſtatters Dr. Baumſtark der 1 mit 
dem Erſuchen überwieſen, auf eine Reviſion der einſchlagenden Geſetzgebung 
binwirken zu wollen. f 0 . 

Ueber die Petition des landwirthſchaftlichen Vereins zu Inowrazlaw, be: 
treffend die Ausdehnung der Schifffahrtsſtraße bis zum Goploſee geht das 
Haus auf Antrag des Berichterſtatters Dr. Baumſtark, in Erwägung, 
daß nach den Mittheilungen der Staatsregierung die Angelegenheit im 
Sinne der Wünſche des landwirthſchaftlichen Vereins zur Erledigung ge⸗ 
bracht werden wird, zur Tagesordnung über. 

Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 


0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
2. Sigung vom 7. Februar, 
2 Uhr. Am Tiſche des Bundesraths Präſident Hofmann. 
Die Verlooſung in die Abtheilungen iſt erfolgt. Eingegangen find die 
Jahren. Rechnungen über den Haushalt des Deutſchen Reiches dom 
jahre . 
Auf der Tagesordnung fteht die Wahl der Präſidenten und der Schrift⸗ 


rer. 

Zur Geſchäftsordnung erhält das Wort der Abg. Windthorſt (Meppen): 
Ich hoffe die Zuſtimmung des ganzen Hauſes zu erlangen, wenn ich zur 
Vereinfachung unſerer Geſchäfte und der Zeiterſparniß halber den Verſuch 
mache, das Haus zu beſtimmen, das frühere Bureau per acclamationem 
wie derzuwählen. (Beifall.) Ich ſchlage vor, zum Präſidenten den Abg. 
v. Forckenbeck, zum erſten Vicepräſidenten den Freiherrn Schenk von 
Stauffenberg und zum zweiten Vicepräſidenten den Fürſten v. Hohen⸗ 
lohe⸗Langenburg zu wählen. 1 . 

Präſident v. Forckenbeck conſtatirt, daß gegen dieſen Vorſchlag ein 
Widerſpruch nicht erhoben wird und daß demgemäß die vorgeſchlagenen 
Herren zu den reſp. Aemtern für die Dauer der Seſſion gewählt ſind und 
erklärt in feinem, ſowie in des erſten Vicepräſidenten Namen, daß fie die 
auf ſie gefallene Wahl mit herzlichem Danke annehmen. Fürſt von Hohen: 
lohe⸗Langenburg iſt noch nicht in das Haus eingetreten; der Präſident 
wird ihm von der auf ihn gefallenen Wahl Kenntniß geben und ſeine Ent⸗ 
U ni die Annahme derſelben einholen und davon dem Haufe 

enniniß geben. { j 

Ebenfalls werden auf Antrag des Abg. Windthorſt (Meppen) durch 
Acclamation für die Dauer der Seſſion zu Schriſtſührern gewählt die Abgg. 
ölfel, Weigel, v. Vahl, v. Soden, Thilo, Graf Kleiſt, Eyſoldt 
und Bernardt. 5 

Zu Quäſtoren ernennt der Präſident für die Dauer der Seſſion die Abgg. 
v. Forcade de Biaix und v. Puttkamer (Frauſtadt). 2 8 

as Haus iſt ſomit conſtituirt, und Aae ae wird der 
Präfivent davon Sr. Majeftät dem Kaiſer Mittheilung machen. j 
„Die Wahl der Fahcommiffionen mit Ausnahme der Budgetcommiſſion 
wird vor der nächſten Plenarſitzung ſtattſinden. 

Schluß 2% Uhr. Nachſte Sitzung: Dinstag 11 Uhr. (Anwaltsorv⸗ 
nung; Antrag Schulze⸗Delitzſch, betreffend die privatrechtliche Stellung der 
Erwerbs⸗ und Wirthſchafts⸗Genoſſenſchaften.) 


— 
Zi 
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Berlin, 7. Februar. de mtlihes.] Se. Majeftät der König hat 
dem General⸗Lieutenant z. D. von und zu Gilſa zu Wiesbaden, dis er 
von der Armee, den Stern zum Rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit 
N dem Regierungs- und Baurath Aßmann zu Kaſſel, dem Bau⸗ 
an pector Cochius zu Frankfurt a. O., dem Vorſitzenden und techniſchen 

itgliede der Direetion der Märkiſch⸗Poſener Eiſendahn⸗Geſellſchaft, Carl 
Büttner zu Guben, dem Kreisgerichts⸗Secretär, Canzlei⸗Rath Richter zu 
Fredeburg und dem Steuereinnehmer Spiegel zu Forſt im Kreiſe Sorau 
den Rothen Adlerorden vierter Klaſſe, ſowie dem Kreisbaumeiſter Eſch⸗ 
ante Siegburg und dem Hauptlehrer a. D. Henrich zu Bierſtadt im 
Mainkreiſe den Kgl. Kronenorden 4. Klaſſe verliehen. 

Se. Majeſtät der König hat dem Conrad Gans Edlen Herrn zu Put⸗ 
litz die Kammerjunkerwürde verliehen. 

Se. Majeftät der König hat dem Bürgermeiſter Korn zu Inſterburg 
und dem Bürgermeifter Machatius zu Gneſen den Titel als Oberbürger⸗ 
meiſter verliehen. ö 

Dem Oberlehrer Dr. Eduard Lottner an der Realſchule zu Lippſtadt 
iſt das Prädicat „Profeſſor“ beigelegt worden. — Dem Kreisthierarzte 

errmann zu Rybnik iſt, unter Entbindung von ſeinem gegenwärtigen 
Amte, die Kreisthierarztſtelle des Kreiſes Leobſchütz übertragen worden. 
Gleichzeitig iſt 8 zum commiſſariſchen Auwelſung Je für die Kreiſe 
ig Neuftadt, Leobſchütz und Ratibor, mit Anweiſung feines Wohnſitzes 
in Leobſchütz, ernannt. 

Berlin, 7. Febr. [Se. Majeſtät der Katfer und König! 
nahm heute die Vorträge des Kriegs-Miniſters, Generals der Infan⸗ 
terie von Kameke, und des Militärcabinets durch den General⸗ 
Adjutanten, General⸗Major von Albedyll, entgegen. 


fürliche Vermögensberwallung ausgeben worden. In Folge dieser Taclit! [Ihre Majeſtät die Katferin- Königin] beſuchte peut 


Graf Brühl hält den Vorredner nicht für berechtigt zu dem Ausſpruch, L 


Kaiſerin⸗Auguſta⸗Stiftung in Charlottenburg. 2 

[Se. Kalſerliche und Königliche Hoheit der Kron pt! 
empfing geſtern Mittags den General⸗Lieutenant von Schkopp, (e 
verneur von Straßburg, und Nachmittags den Maler Dr. 
orie. (Reichs: An) 

© Berlin, 7. Febr. [Die Nichttheilnahme des Kalſet, 
an der Eröffnung der Reichstags⸗Seſſion. — Bismarte 
Rückkehr nach Berlin. — Telegraphiſcher Verkehr mi 
der Türkei. — Yacht „Hohenzollern“.] Eine Berliner Conte! 
ſpondenz in verſchiedenen Blättern berichtet, der Kaiſer habe auf die 
anfänglich gehegte Abſicht, den Reichstag in Perſon zu eröffnen, 
wichtigen politiſchen Erwägungen verzichtet. Glaubwürdige Bericht 
verſichern, daß die Abſicht des Katferd, den Reichstag perſönlich zu eröffne 
gar nicht beſtanden hat. Unſererſeits tft ſchon früher darauf aufmerkſal 
gemacht worden, daß die perſönliche Eröffnung durch den Katjer fehl 
nur zu Anfang einer neuen Legtslatur nach Neuwahlen ſtattfindet 
Eine Seſſion, welche in die Legislatur⸗Periode fällt, würde vom Kal 
nur dann eröffnet werden, wenn es darauf ankäme, einem bedeutungsvolle 
Gegenſtand noch den beſonderen Nachdruck bedeutender Worte aus den 
kaiſerlichen Munde zu geben. — Wie zur Genüge bekannt, wer 
feſte Beſtimmungen über die Reiſe⸗Abſichten des Fürſten Bismarck f 
Voraus nie veröffentlicht. Gleichwohl nimmt man an, daß nunm 
die Rückkehr des Fürſten nach Berlin in den nächſten Tagen bern 
ſteht. — Dem Bundesrath iſt eine Nachweiſung des am 1. Decembl 
1877 Verfügbaren bei den übertragungsfähigen Titeln der fortlauſeh 
den Ausgaben des Reichshaushalts vorgelegt worden, ferner Uebe 
ſichten der Ausgaben und Einnahmen des Deutſchen Reiche 
für die Rechnungs⸗Periode vom 1. Januar 1876 bis zum 3 Ife 
März 1877. — In Ermangelung beſtimmter] Nachrichten übe! 
die telegraphiſche Verbindung mit der Türkei hat das General⸗Poſtam 
Beſtimmungen erlaſſen, welche die Linien (natürlich Umwegs linien) 
auf welchen Telegramme zu befördern find, ſowie die Gebühren regeln, 
Die letzteren werden nach Lage der Telegraphenämter zu den verſchle' 
denen Grenzen der Türkei in verſchiedenen Sätzen gerechnet. Fl 
den europäiſchen Theil iſt die Bezeichnung „Station im Innern“ ober 
„Hafenſtation“ ausreichend, für den aſtatiſchen Theil genügt eine ſolcht 
Bezeichnung nicht und giebt das General⸗Poſtamt die näheren Be“ 
zeichnungen an. — Nachdem die Kaiſerl. Jacht „Hohenzollern“ fertig 
geſtellt iſt, wird die „Grille“ ihrer urſprünglichen Beſlimmung al 
Aviſo wieder übergeben werden. N 

Berlin, 7. Febr. [Die Verhandlungen über den Handelsber“ 
kehr mit Rußland.] Im Zolldepartement des ruſſiſchen Finanzminiſte 
riums finden ſeit Ankunft von zwei Delegirten des Deutſchen Reichs Ben 
handlungen ſtatt behufs „Förderung des Handelsverkehrs zwiſchen Deutſe 9 
land und Rußland“, Deutſchland ſtrebt namentlich nach wichtigen Abande 
rungen auf dem Gebiete der ruſſiſchen Zollgeſetze. Man ſchreibt über dien 
Gegenſtand der „Tribüne“ aus Petersburg vom 2. Februar: „Die deutf 
Vorſchläge theilen ſich in zwei Kategorien. Die erſte behandelt die Frage 
der Erleichterung des Verkehrs durch Eröffnung neuer Zollſtellen an der 
Grenze und Verleihung größerer Rechte an die beſtehenden ruſſiſchen Zoll- 0 
inſtitutionen in Betreff der Abfertigung der Waaren. Die zweite Katen o 
berührt theilweiſe die Grundſätze des ruſſiſchen Zollſyſtems, theilweiſe ie 
Reglements, welche der Zolladminiſtration zur Richtſchnur dienen. Die Er“ 
Öffnung neuer Zollämter an der Grenze it an und für ſich wünſchen ? 
werth, doch muß man die damit verknüpften Koſten, die das Staats“? 
Budget belaſten werden, in Betracht ziehen. Es iſt aus den 
officiellen ſtatiſtiſchen Daten bekannt, daß gegenwartig ſolche Zoll 
Stellen exiſtiren, welche auf das ſpecielle Verlangen der Petersburger 
Kaufmannſchaft in kleineren Orten eröffnet worden, daß aber die d 
einlaufenden Zollgebühren weit binter den budgetmäßigen Ausgaben ihre) 
Etats ſtehen. Unter ſolchen Umſtänden iſt die Vermehrung ſolcher kleineren 
kl, kaum zu erwarten. Von der zweiten Kategorie der deutſchen 

orderungen bilden mehrere der letzteren das Object von Wünſchen auch 
der Petersburger Kaufmannſchaft. Die große Strenge der Strafen für nicht 
correcte Declarationen hat vor längerer Zeit ſchon nicht unbegründete Abs 
anderungswünſche der Kaufleute hervorgerufen. Es it dies eine kranke 
Stelle in den obwaltenden Verhältniſſen, die ſehr viele Beweiſe für die robe 
Willkür und Betrügereien hochgeſtellter Beamten liefert. Ob die Beſichtigung 
der zollpflichtigen Waaren auf Grund der eingereichten Declarationen, deren 
Anfertigung ſehr ſchwierig für Jemand iſt, der den ruſſiſchen Tarif und die 
verzwickten geſetzlichen Vorſchriften nicht genau kennt, — oder auf Grund 
der die Waare begleitenden Einfuhrdocumente (Frachtbriefe, Facturen u. . w) 
erfolgen ſoll, — bierin liegt der Schwerpunkt der Frage. Die Entſcheidung 
in dieſem oder jenem Sinne iſt für die Intereſſen des Handels mit dem 
Auslande von großer Wichtigkeit. Es giebt für die Ausländer noch einen 
ſchwarzen Punkt in dem ruſſiſchen Tarife: die Taxation der Waacen 3 
valorem (nach dem Werthe). Aus prinzipiellen Gründen iſt eine ſolche 
Taxation aus allen ſonſtigen europäiſchen Tarifen ganz entfernt, und ſit 
iſt nur im ruſſiſchen Tarif als Erinnerung an das ſtrengſte Schutzſyſtem 
noch geblieben.“ 5 

Hannover, 3. Febr. [Zionswächter.] Die Weigerung einiger ultra- 
orthodoxer lutheriſcher Geiſtlicher, das feſtgeſetzte e anzu “ 
nehmen, ihre ſyſtematiſche Oppoſition gegen das Landesconſiſtorium haben 
dieſes zur Suspenſion dieſer unfügſamen Herren veranlaßt. Der bekannte 
Paſtor Harms in Hermannsburg, der Superintendent Rocholl in Göttingen 
und noch ein Paar weniger bekannte Geiſtliche ſind davon betroffen worden. 
Schon ſeit längerer Zeit drohte man in den Kreiſen dieſer Geistlichen mit 
der Separation von der Landeskirche, die ich erfolgten Amtsſuspenſionen 
aben nun dieſe Drohungen verwirklicht. Es iſt aber nur ein winziges 

äuflein Getreuer, das den abgeſetzten Geiſtlichen auf dem Wege der Tren⸗ 
nung von der Landeskirche folgt; am ſtärkſten noch ſcheint der Node des 
Paſtors Harms je fein, von deſſen Gemeindemitgliedern 300 ihren Austritt 
aus der Landeskirche erklärt haben ſollen. Inzwiſchen hat die neue Partei 
auch ein neues Organ „Unter dem Kreuze“ gegründet, das der i 
durch ſeine agitatoriſche politiſche Thätigkeit bekannte Paſtor Grote repigirt. 
Die vielfachen Geld» und Gefängnißſtrafen haben den heißblütigen Paſtor 
noch immer nicht abgekühlt. In einem Artikel dieſes Blattes bat er einen 
hieſigen Prediger beſchuldigt, daß ihm vor dem Altar die Nüchternbeit Mr 
fehlt habe, die man bei einem Geiſtlichen vorausſetzen müſſe. In Fo 01 
deſſen werden ien das geiſtliche Stadtminiſterium als die in Betrach 
kommenden Geiſtlichen der Inſpeclion Hannover gegen ihn vorgehen. 

—ch Von der ſächſiſchen Grenze, 4. Febr. [Landtag. — 
Parochiallaſtengeſetz. — Das Juſtizminiſterium und die 
Poſtkarten. — Ethnographiſches Muſeum in Herrnhut. — 
Ein fetter Concurs. — Gold auf der Straße.] Die Ver 
tagung des ſächſiſchen Landtags wird trotz der früheren Eröffnung des 
Reichstages erſt am 16. Februar erfolgen und nur am 6. und 7. Febr. 
keine Sitzung abgehalten werden, damit die im Reichstage beſchäftigten 
Mitglieder des Landtages der Eröffnung und Conftituirung des Reichs⸗ 
tages beiwohnen können. Man wünſcht, daß das Einkommenſteuer⸗ 
geſetz noch vor der Vertagung von der zweiten Kammer durchberathen 
wird. — Die Abänderung des Parochiallaſtengeſetzes, welche von den 
reformirten Conſiſtorien beantragt war, iſt von der erſten Kammer ein? 
fach allgelehnt, während die zweite Kammer wenigſtens von der Regie: 
rung einen Geſetzentwurf erbeten hatte, wonach den Gemeinden die 
Berechtigung gewährt werden ſolle, die andersgläubigen Grundbeſitzer 
von Beiträgen zur Parochiallaſt frei zu laſſen. Selbſt ein Antrag des 
Vertreters der Univerſität Leipzig, Prof. Dr. Overbeck, der an Orten, 
wo geſchloſſene Gemeinden der anerkannten Religionsminoritäten mit 
eigenen Kirchen beſtehen, die Beiträge der dieſen Minoritäten ange⸗ 
hörenden Grundbeſitzer zu dem Parochiallaſten an die Kaſſe ihrer 
Sonderkirche abgeführt wiſſen will, fand trotz der Unterſtützung Seitens 
evangeliſcher Geiſtlichen ketne Gnade vor den Herren der erſten Kammer, 
vielmehr wurde das beſtehende Parochlallaſtengeſetz als ein ſegens reiche? 
geprieſen und gewarnt, daran zu rütteln. — Die Benutzung der P 
zur Beſtellung amtlicher Geldſendungen iſt ſchon früher vom ſächſiſchen 


Auen den Behörden empfoßten, jest ft das Sufliymtuftertum 
übli Schritt weiter gegangen und hat geſtattet, daß an Stelle der 
Pr Beſtellzettel Postkarten verwandt werden dürfen, unter Be: 
weden ung auf ſolche Fälle, wo durch die Angaben auf den Karten 
r ein in der Natur der betreffenden Rechlsangelegenhelt begrün⸗ 
An Intereſſe an der Gehelmhaltung, noch eine dem Intereſſe des 
8 aten oder dritten Perſonen ſchuldige Rückſicht verletzt wird. Die 
des mung, in wie weit Poſtkarten zu verwenden find, hat der Vorſtand 
bar chtsamts zu treffen. Die Maßregel bezweckt außer der Porto: 
dul eine Erleichterung des Beſtellungsverfahrens, da von dem In⸗ 
2 Poſtkarte auch ein Familienglied in Abweſenheit des Adreſſaten 
Da iß nehmen und ihn eventuell benachrichtigen kann. — 
Apotheker Kinne in Herrenhut, welcher in den Kreiſen der 
balainſcher bereits ſeit Jahren einen Namen als Sammler hat, 
We die zahlreich in den Herrnhuter Familien vorhandenen 
an, Alten und ethnographiſchen Gegenſtände leihweiſe zu ſammeln 
guszuſtellen. um die jetzt verſteckten Schätze einem großen Kreiſe 
inglich zu machen. Die Koſten für Errichtung eines naturhiſtort⸗ 
und ethnographiſchen Muſeums ſollen durch ein mäßiges Ein⸗ 
Une eld beſchafft werden. Die Idee mag als eine treffliche aner⸗ 
15 werden. Zwar haben Bautzen, wie Zittau, bereits Muſeen, in 
9 wenigſtens oberlauſitzer Sammelobjecte in reicher Auswahl ver⸗ 
den find, indeß find gerade in den Familien der Herrenhuter, deren 
Aughörige über die ganze Welt zerſtreut ſind, ſo überaus zahlreiche 
wände aus den verſchiedenſten Ländern der Erde zerſtreut, daß 
ge Vereinigung eine ethnographiſche Sammlung ſchaffen dürfte, wle 
e kur wenige bevorzugte Plätze aufwelſen können. Niemand wird 
erdem die Verovollſtändigung der Sammlung ſo leicht und mit fo 
gen Koſten beſorgen können, als die Herrnhuter Brüdergemeinde, 
den Mittelpunkt für die in alle Länder zerſtreuten Gemeinde⸗An⸗ 
ligen bildet. Rechnet man dazu die nicht unbedeutenden Samm⸗ 
en der in der ſächſiſchen Oberlauſitz beſtehenden Humboldtvereine 
naturforſchenden Vereine, fo wird man auf fehr bedeutende Bei⸗ 
* für das Muſeum in Herrnhut rechnen können. Die günflige 
von Herrnhut fällt gleichfalls für die Errichtung des Muſeums 
ins Gewicht. — Ein fetter Concurs, der feit vierzehn Jahren den 
Achten und den Advocaten Nahrung gegeben hat, ſoll demnächſt bei 
Gerichtsamt in Döbeln zum Abſchluß kommen, nachdem er die 
Anigkeit von 390,000 Mark Koſten abſorbirt hat. Es iſt ber 
Meurd des früheren Bürgermeiſters Schwabe in Kößſchenbroda, bei 
m die 504 Gläubiger etwa zwei Drittel ihrer Forderungen erhalten. 
Der ſächſiſchen Regierung iſt von Zwickau aus die Mittheilung 
lhegangen, daß zu wiederholten Malen in Quarz befindliche Gold⸗ 
8 er bis zur Größe einer Bohne als auf der Chemnitz⸗Zwickauer 
hauſſee bet Mülſen aufgefunden, Zwickauer Goldarbeitern zum Kauf 
keen ſind. Bis jetzt iſt es noch nicht gelungen, in den Stein⸗ 
küchen, aus denen das Chauſſeebaumaterial bezogen wird, Gold zu 
1 nden; doch iſt feſtgeſtellt, daß in alten Zeiten in jener Gegend 
Sergbau auf goldhaltigen Arſenikkies betrieben iſt. Die ſächſiſchen 


Karlsruhe, 5. Febr. [Zweite Kammer.] In der geſtrigen Abend⸗ 
g der Zweiten Kammer wurde der Geſetzentwurf über die Errichtung 
n Handelskammern vollſtändig durchberathen und weſentlich in der Faſſung 
r Commiſſion angenommen. 

Straßburg, 6. Febr. [Die Autonomiſten im Reichstage.] 
on den elſäſſiſchen Reichstags⸗Abgeordneten ſind die Autonomiſten 
ergmann, Schneegans und North bereits nach Berlin abgegangen. 
leſelben dürften politiſche Anträge, die eine weitere Autonomie der 
eichslande anſtreben, in dieſer Seſſion nicht ſtellen. Deſtomehr wer: 
; ſich dieſelben an den wirthſchaftlichen Debatten betheiligen. Herr 

e gedenkt die traurige Lage der elſäſſiſchen Induſtrie eingehend 

ern. 


fc 
Frankreich. 

1 D O Paris, 5. Februar. [Aus der Deputirtenkammer. — 
11 as neue Telegraphengeſetz. — Frankreich und Deutſch⸗ 
Fand. — Zur Conferenz.] Von der Veränderung der Tages⸗ 
urdnung iſt in der geſtrigen Kammerſitzung noch nicht die Rede ge⸗ 
|  Befen, Man erwartet aber, daß fle heute von Dufaure zur Sprache 
! Ay werden wird. Inzwiſchen hat die Kammer geſtern doch die 
EN Mdatsprüfung unterbrochen und den größten Theil der Sitzung 
Wai die Debatte über das neue Telegraphengeſetz, welches mit großer 
ö hrheit angenommen wurde. Dieſes Geſetz bezeichnet für Frankreich 
ban weſentlichen Fortſchritt, inſofern es einen gleichmäßigen Tarif 
R das ganze Land einführt. Bis jetzt machte man einen Unterſchied 
zuiſchen den Depeſchen innerhalb deſſelben Departements und den 
Vepeichen von einem Departement zum andern, und man hatte als 
nimatgifer für jede Depeſche die Ziffer von 20 Worten beibehalten. 
Zukunft wird für jedes Wort in ganz Frankreich ein Sou zu 
len fein, mit dem Zuſatz freilich, daß auf jeden Fall 10 Worte be: 
"net werden. Für die Pariſer erwächſt daraus freilich eln Nach⸗ 
4 bl, inſofern ſie bisher 20 Worte für 12 Sous telegraphiren konnten, 
6 er hierin ſoll eine Aenderung eintreten, ſobald innerhalb der Haupt⸗ 
abt alle Depeſchen nicht durch den Draht, ſondern durch die jetzt 
allen pneumatiſchen Apparate befördert werden koͤnnen. Die dazu 
a ORderlice Rohrenleitung iſt, wie der Unterſtaatsſecretär Cochery er⸗ 
tte, noch nicht ganz vollendet. Das Telegraphengeſetz wurde nur 
kenden Bonapartiſten angegriffen, welche eine Benachtheiligung der 
f eren Handelsleute darin ſehen wollten, daß man für kurze Ent⸗ 
nungen eine ebenſo hohe Taxe feſtſetze als für große. In dieſem 
ante ſprachen Eſchaſſeriaux und Ganivet. Ihr Gegenantrag wurde 
pet mit 303 gegen 145 Stimmen abgelehnt. — Die „Republique 
An Cafe“ erhebt ſich heute entſchieden gegen die Befürchtungen, die 
G geſtern in den parlamentariſchen Kreiſen mehrfach geltend machten. 
q meint, und mit Recht nach unſerm Dafürhalten, daß man Un⸗ 
nacht thäte, den Umtrieben einiger Reactionären und dem Lärm der 
yartlonären Blätter zu große Bedeutung beizumeſſen. Herr de Broglie 
fet Önlich könnte vielleicht Luft tragen, den Genieſtreich, der ihm und 
1 Freunden ſo vortrefflich gelungen iſt, zu wiederholen, aber ſicher⸗ 
geht, ürde er im Senat keine Stütze finden. Was die Kammer an⸗ 
„ſchließt das Gambetta'ſche Organ, fo darf fie einige ſchon 
m ecember in Ausſicht genommene Reformen nicht vernach⸗ 
A gen, deren Zweck es iſt, den öffentlichen Frieden gegen ein neues 
Bert ſicher zu ſtellen, ſie braucht aber nicht die Beſonnenheit zu 
fur Se und fie darf ſich durch jenen Lärm nicht von ihren Plänen 
af ie Zukunft und für den Wohlſtand des Landes abwendig machen 
Versio — Die „Agence Havas“ hatte geſtern den Blättern eine erſte 
berſion der Anrede des Grafen Vallier an den Kalſer Wilhelm mit: 
de nach welcher der franzöſiſche Botſchafter des Marſchalls Mac 
Rot gar keine Erwähnung gethan hätte. Darnach hätte Saint: 
be er geſagt: „Durch Uebertragung der hohen Aufgabe, Frankreich 
Eurer Kaiſerlichen Majeſtät zu vertreten, hat man mir eine Ehre 
auf ſen, die ich wohl zu ſchätzen weiß.“ Die Sache fiel einigermaßen 
4 umſomehr als es ſchlen, daß der Kaifer in feiner Antwort ge: 
MH von Mac Mahon geſprochen habe. Am Abend hat denn 


auch die „Agence Havas“ eine zweite Verſion mitgetheilt, worin an 
die Stelle jenes „man“ „Präfident der Republik“ trat und die 
auch font einige Aenderungen enthielt. Im Uebrigen find die An⸗ 
ſprache des Botſchafters und die Antwort des Kaiſers von der hieſigen 
liberalen Preſſe mit großer Genugthuung aufgenommen worden und 
und die Blätter nehmen mit derſelben Genugthuung Act von dem 
günſtigen Urtheil der deutſchen Poeſſe. Man verſteht in Deutſchland, 
ſagen die „Döbats“, die Geſinnungen, welche dies beſeelen. Niemals 
hatten die beiden Nationen ſich deutlicher, offener und freimüthiger 
ausgeſprochen und nie in einer Art, welche vollſtändiger alle Wolken 
zerſtreuen konnte, die noch ihre gegenſeitigen Geſinnungen bedeckten.“ 
Dagegen machen die antirepublikaniſchen Journale aus ihrem Aerger 
kein Hehl. Hat doch der Kaiſer von Deutſchlond zweimal von der 
franzöſiſchen Republik geſprochen. Bisher konnte man ſich noch immer 
mit dem Gedanken ſchmeicheln, daß die Republik im Ausland nicht 
officiell anerkannt ſei, und daß die franzöſiſchen Botſchafter blos als 
die Vertreter des Marfchall-Präfidenten betrachtet werden. Und nun 
muß der Kaiſer von Deutſchland die Gegner der Republik fo grauſam 
aus ihrer Täuſchung herausreißen. — Von der bevorſtehenden europät- 
ſchen Conferenz ſprechen die hieſigen Blätter mit ſehr geringem Ethuſtas⸗ 
mus und es ſcheint ihnen fraglich, ob wirklich ein dauerhafter Friede 
aus derſelben hervorgehen werde. Die „République“ plaidirt heute 
in einem langen Artikel für die Zulaſſung Griechenlands zu den Be⸗ 
rathungen der europälſchen Mächte. 

O Paris, 5. Februar. [Grundloſigkeit der Confliets⸗ 
gerüchte. — Ausſchreibung von neuen Wahlen. — Der 
Gouverneur von Paris. — Della Rocca] Die Gemüther 
haben ſich von der geſtrigen Aufregung bereits erholt. Es iſt nicht 
mehr die Rede von einem Conflict zwiſchen Mae Mahon und feinen 
Miniſtern und man glaubt nicht mehr, daß aus der Budgetfrage ernſt⸗ 
liche Schwierigkeiten entſtehen werden. Mac Mahon felbſt ſcheint durch 
die geſtrigen Gerüchte überraſcht worden zu ſein. Er hat dem Finanz⸗ 
miniſter Léon Say verſichert, daß er entſchloſſen ſei, ſeiner verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rolle ferner treu zu bleiben. Ueberdies erklären die Miniſter, 
daß der Marſchall⸗Präſident ſich durchaus nicht geweigert habe, eines 
der Decrete, die ſie ihm vorgelegt, zu unterzeichnen. Zufällig waren 
auf geſtern Abend die Kammervorſtände zum Diner ins Elyſs ge⸗ 
laden und Mac Mahon fand ſo eine Gelegenheit, durch ſeine per⸗ 
ſönliche Haltung die erwähnten Gerüchte zu dementiren. Er 
empfing ſeine Gäſte mit großer Zuvorkommenheit und zeigte ſich 
namentlich Grevy gegenüber ſehr entgegenkommend. Nach dieſer Seite 
hin ſind alſo keine Unannehmlichkeiten zu erwarten; es bleibt zu wiſſen, 
wie ſich der Senat verhalten wird. 
Wunſch der Minifter hin in nächſter Woche die Budgetdiscuſſion wieder 
aufnehmen; aber ein großer Theil der Linken iſt nach wie vor der 
Meinung, daß es unklug wäre, das Budget definitiv zu bewilligen, 
ehe die obere Kammer eine Probe guten Willens gegeben hat. Zur 
Bekundung dieſes guten Willens wird er, wie es heißt, ſchon über⸗ 
morgen aufgefordert werden, denn Dufaure will am Donnerstag das 


} 


von der Kammer votirte Amneſtiegeſetz im Senat einbringen und die f 


Dringlichkeits⸗Erklärung verlangen. Wird dieſelbe zugeſtanden, 
Kammer leicht ſtatt des Budgets nur ein neues proviſoriſches Zwölftel 
gewähren. Heute nimmt die Mandatsprüfung ihren Fortgang. Zu Anfang 
der Sitzung hat Cantagrel ein Geſetz eingebracht, wonach 3 ½ Mill. für die 
Milderung der durch den 16. Mai veranlaßten Noth ausgeworfen 
werden ſollen. 
erklärt und ſogleich der Budgeteommiſſton zugewieſen. Natürlich wird 
dieſer Beſchluß von der antirepublikaniſchen Preſſe ausgebeutet werden, 
man wird ihn als eine neue Herausforderung des Senats darzuſtellen 
ſuchen. — Die Regierung hält entſchieden darauf, daß die in der 
Kammer erledigten Sitze ſchnell wieder beſetzt werden. Die Wähler 


ſollen auf den 7. März berufen werden, um ſtatt der jüngſt invali⸗ Ap 


dirten Deputirten neue Vertreter zu ernennen. Das betreffende Decret 
wird morgen im „Amtsblatt“ erſcheinen. — Der Miniſterrath hat, 
wie es heißt, heute beſchloſſen, dem am 17. Februar ausſcheidenden 
Gruverneur von Paris, General Ladmirault, keinen Nachfolger zu 
geben. Die Stelle wird eingehen und der General Aymard iſt ein⸗ 
fach zum Commandanten der Pariſer Garniſon ernannt. — Heute 
Mittag empfing Mac Mahon in feierlicher Audienz den General Della 
Rocca, welcher dem Präfidenten der franzöſiſchen Republik die officielle 
Anzeige von der Thronbeſteigung des Königs Humbert überbrachte. 

O Paris, 6. Febr. [Der Empfang St. Valliers in 
Berlin. — Aus der Deputirtenkammer. — Die Bardoux⸗ 
ſchen Anträge) Die Gambetta'ſche „République“ bringt heute 
folgenden Artikel: „Die Worte, welche der Kaiſer Wilhelm und Herr 
de St. Vallier beim Empfange dieſes letzteren gewechſelt haben, haben 
eine ausnahmsweiſe Wichtigkeit und eine Bedeutung, auf welche wir 
aufmerkſam machen. Ganz Europa iſt von dieſen Worten getroffen 
worden und nicht ohne Grund. Zum erſten Male ſeit 18 71 erklärt 
ein franzöſiſcher Botſchafter ſo unumwunden, daß er ſeine Gewalt von 
der franzöſiſchen Nation empfangen hat und zum erſten Male bekennt 
ein franzöſiſcher Botſchafter fo laut wie Herr de St. Vallier den Ent- 
ſchluß der Regierung der Republik, eine Politik zu befolgen, welche 
ſich auf einen richtigen Begriff von den Bedürfniſſen und In⸗ 
tereſſen der verſchiedenen europälfhen Staaten ſtützt. Es iſt 
in der That für Frankreich Zeit, kundzugeben, daß es ſich 
künftig nicht mehr von kosmopolitiſchen Syſtemen und Theorien 
leiten laſſen wird, daß es nicht mehr durch unnütze und gefährliche 
Verſuche einer ſentimentalen Propaganda ſich in Verſuchung führen 
laſſen wird. Es iſt Zeit, daß feine Polttik eine praktiſche Politik wird. 
Die weſentliche Bedingung ihres Erfolges iſt aber die Aufrechterhal⸗ 
tung der guten Beziehungen mit den benachbarten Mächten. Die 
Zusicherungen unſeres Botſchafters in Berlin und die Antecedentien 
dieſes Diplomaten, geben, wie er es ſelbſt ausgeſprochen hat, 
eine Bürzſchaft dafür, daß dieſe guten Beziehungen von Seiten 
der Regierung der Republik nicht werden geſtört werden. Aber wenn 
wir die Sprache des Herren de St. Vallier billigen müſſen, ſo haben 
wir den Worten des mächtigen Fürſten, an den er ſich wandte, einen 
hohen Werth beizumeſſen. Wenn der Kaiſer von Deutſchland eben⸗ 
falls conſtatirt, daß die guten Beziehungen zwiſchen den beiden 
Ländern ihren Intereſſen entſprächen, ſo gilt von der von 
Herrn de St. Vallier angedeuteten Politik eine hohe Bekräf⸗ 
tigung und zeigt, daß er die Auffaſſung der republikaniſchen 
Regierung zu ſchätzen weiß. Nicht nur wünſchte er, daß 
dieſe verſtändige, gemäßigte, liberale und praktiſche Politik die⸗ 
jenige Frankreichs bleibe, ſondern er wünſcht, daß fie accentuirt werde, 
daß ſie alle ihre Früchte trage. Es ſind das Erklärungen, von denen 
wir Akt nehmen, nicht vor Europa, ſondern vor der offentlichen Met: 
nung in Frankreich. Was hat man nicht alles in den Journalen und 
in den reactionären Coterien über die Iſolirung des republikaniſchen 
Frankreich inmitten der europälſchen Monarchien gefagt? Wie oft hat 
man in allen Tonarten wiederholt, daß die Regierung der Republik 
unfähig ſei, in dem europäiſchen Rathe zu figuriren? Nach der 


Antwort eines Fürſten, wie der Kaiſer von Deutſchland, iſt es W. 


nicht mehr möglich, derartige Dummheiten mit einigem Erfolg 


2 


Die Kammer dürfte auf den C 


Der Antrag wurde von der Kammer für dringlich S 


fortzutreiben; es iſt nicht mehr möglich, zu behaupten, daß 
die fremden Canzlelen Beziehungen mit dem Marſchall Mac 
Mahon, aber nicht mit dem Präaͤſtdenten der Republik unterhalten, 

da das Oberhaupt eines der älieſten königlichen Häuſer von Europa, 

der Souverain einer ſtarken und mächtigen Monarchle, ſich nicht fürchtet, 

die Hilfe feiner Regierung zu verſprechen, um „die Beziehungen guter 

Nachbarſchaft zwiſchen der franzöſiſchen Republik und dem Deutſchen 

Kaiſerreiche zu erhalten und zu befeſtigen. Das Wort iſt ausgeſprochen 

worden; es iſt das ſehr ärgerlich für die Pamphletenſchreiber der 

Reaction, aber es iſt eine Thalſache, an der ſich nichts mehr drehen und 

deuteln läßt“. — Die geſtrige Kammerfigung war auch eine ziemlich 

aufgeregte; ſie war zum großen Theile der Mandatsprüfung 

gewidmet. Zwei bonapartiſtiſche Deputirte wurden zugelaſſen, 

zwei andere, Labitte und Michaud, wurden ausgeſchloſſen. 
Dann ſetzte die Kammer ihre Tagesordnung feſt. Auf den Wunſch 
Dufaure's und de Marcère's nahm man den Beſchluß zurück, wonach 

die Budgetdiscuſſion einſtweilen unterbrochen werden ſollte. Die 

Budgetdiscuſſton ſoll, wie früher beſtimmt worden, an den beiden 

erſten Wochentagen und die Wahlprüfung an den drei letzten Tagen 

fortgeſetzt werden. Für dieſe Woche macht man aber eine Ausnahme. 
Am Donnerstag wird das Kriegsbudget an die Reihe kom⸗ 
men, am Freitag und Sonnabend der Antrag Bardoux's über 
den Belagerungzuſtand und das ebenfalls von Bardoux vorge⸗ 
legte Project für die Veränderung der Preßgeſetzgebung. Es 
ſind das bekanntlich die beiden Geſetze, durch welche die Mehrheit eine 
Wiederholung der Unternehmung des 16. Mai unmoglich machen 
will. Bardoux hat dieſelben als Deputirter eingebracht und nach 
ſeinem Eintritt ins Cabinet hat die Regierung für ihre Rechnung fie 
beibehalten. Die Berichte ſind fertig und, wie die Berichterſtatter mit⸗ 
theilten, iſt die Regierung in allen Stücken mit den betreffenden Com⸗ 
miſſtonen einig, fo daß die Annahme der Geſetze jedenfalls ohne Um⸗ 
ände erfolgen wird. Die Bonapartiſten, die überhaurt in dieſer 
Sitzung einmal wieder großen Lärm machten, ſuchten vergebens eine 
Vertagung der Discuſſton über die beiden Anträge herbeizuführen. 
Des Weiteren beſchloß die Kammer. ſtatt wie bisher von 2 bis ½6, 
künftig von 1— 7 Uhr Sitzung zu halten. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
W. TB.) Paris, 7. Febuar, Abends. Boulevard⸗Verkehr. 3% Rente 
73, 45, Neueſte Anleihe de 1872 109, 87, Türken 1865 8, 80, Staatsbahn —, 
Neue Egyptiens 147, —, Banqu. ottoman 371, —, Italiener 74, 20, öiterr. 
Goldrente 65%, ungariſche Goldrente 79%, Neue Ruſſen 86%. 5 


Frankfurt a. M., 7. Februar, Nachmutags 2 Uhr 30 Min. beg 
ourſe.] Londoner Wechſel 20, 38. Pariſer Wechſel 81, 06 iener 
Wechſel 171, 50. Böhmiſche Weſtbahn 151%. Eliſabetbahn 144. Galizier 
212. Franzoſen“) 226%. Lombarden*) 67%. Nordweſtbahn 95%. Silber⸗ 
rente 58%. Papierrente 25%. Goldrente 64%. Ungar. Goldrente 80 K. Ita⸗ 


liener —. Ruſſiſche Bodeneredit 77%. Ruſſen 1872 85%. Neue ruſſiſche 
Anleihe 85%. Amerikaner 1885 98%. 1860er Leoſe 108%. 1864er Loose 
261,60. Creditactien“) 196%. Oeſterr. Nationalbank 696, 00 Darmſt. 
Bank 109%. Meininger Bank 73%. Heſſiſche Ludwigsbahn 834%. Ungar. 
Staatslooſe 155, 50. do. Schatzanweiſungen, alte, 100%. do. Schatzanwei⸗ 


. bo. Oſtbahn⸗Obligationen 65%. Central⸗Pacific 100%. 


auf Termine ſtill. Roggen loco und auf Termine ruh 
ril-⸗Mai 211 Br., 210 Gd., per Mai⸗Juni ver 1000 Kile 212 Br., 
211 Gd. Roggen per April⸗Mai 152 Br., 151 Gd., per Mai⸗Juni per 
1000 Kilo 153 Br., 152 Gd. Hafer flau. Gerſte ſtill. Rüböl ruhig, 
loco 744%, per Mai per 200 Pfd. 72%. — Spiritus feſt, pr. Februar 
40%, per März⸗April 41, pr. April⸗Mai 41%, pr. Mai⸗Juni pr. 1000 
Liter 100% 42. Kaffee ruhig, Umſatz 2000 Sack. Petroleum flau, Stans 
dard white loco 10, 60 Br., 10, 40 Go., per Februar 10, 40 Gd., pr. 
Auguſt⸗December 12, 25 Gd. — Wetter: Trübe. 

Liverpool, 7. Februar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfan 
Muth maßlicher Umſatz 8000 Ballen. Ruhig. Tagesimport 3000 Ballen 
amerikaniſche. 

Liverpool, 7. Febr., Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
Unbelebt. Middl. Upland 6%, middl. Orleans 614, middl. fair Orleans 
74, middl. Mobile 6%, fair Maranham 6, fair Bahia 6%, fair Maceio 
6%, fair Maranham 6%, fair Rio 6%, Middl. Egyptian 5%, fair Egyptian 
6%, good fair Egyptian 6%, fair Smyrna —, fair Dhollerah 5%, Fully 


gsbericht.) 
u 


Wetter: —. 
Paris, 7. Febr., Nachm. [Productenmarkt.] (Schlußbericht.) Weizen 
uni 30, 25, per 


pr. Mai⸗Juni 65,50, pr. Mai⸗Auguſt 65, 50. Rübdl ruh 
98, 00, per März 97, 00, ver April 97, 00, per Mai⸗Auguſt 


amburg, 7. Februar. (Officieller Bericht.) Roher Kartoffel⸗Spiri⸗ 
W A 300 36 Br. 35% Gld., Februar 41 Br., 40% Gld., 
ebruar⸗März 41 Br., 40% Gl., März 1% Br., 41 Gld., 


ri 
rei 42 Br, 2 O Ae de 2 Be, 41% Oi 
London, 7. Februar. [Bankausweis.] Totalreſerve 12,838,000 Pfd. 
Sterl. ee 27.100 000 Pfd. Sterl. Baarporrath 25,004,000 fd. 
Sterl. Portefeuille 17,765,000 Pfd. Sterl. Guthaben der Privaten 
22,777,000 Pfd. Sterl. Guthaben des Staatsſchatzes 4,759,000 Pfd. Sterl. 
Notenreſerve 11,851,000 Pfd. Sterl. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 


Sternwarte zu Breslau. 
MN Nachm. 2U. | Abos. 10 U. ] Morg. 6 U, 

du be 5 5 1% + 0%, 8 
Luftdruck bei O. 33749 337,03 885,1 
Dunſtdrue 14.89 14,72 1,52 
Daunen .... 84 ve. 86 pCt. 77 Ct. 

aud eee . W. 2. NW. 3. 
Weiter bedeckt. bedeckt. heiter. 


Berliner Börse vom 7. Februar 1878. 


Fonds- end | N Wechsel-Course, 

Deutsche Reichs- ba ＋ 
Coasolidirte Anleihe, ‚dl 105,10 bz er ee We ae 
do. 0. 1 0 bz emen 7 5 
rea e de f kret i kee % f 
Staats-Schuldscheine 3½ 93 ba Petersburg 100 B.. s M. 8½ 22050 d 
Präm.-Anleihe v. 1858 3½ 137,25 0 ei .181/41220,50 dr 
Berliner Stadt-Oblig, . 4% 10.0 b jarschan 160 SB. . . 8 T.15151220,75 bz 

Berliner % 101,30 b Wien 100 F.. 8 T.141,|171,20 bz 

l Pommersche 3% 5380 6 E 2 M. 4½ 170% dz 

= = — 44 a bz 
0. x... 44½ 102 bz “ 

E 40.Ladsck. Erd. 4% — — Eisenbahn. Stamm. Aotlen 
& jPosensche neue. 4 | 94,75 ba Divid. prof 1876 | 187712£. 
&[Schlesische ..... 3½ 85,20 6 Aachen -Mastricht, 1 — 4 20,0 bad 

Lnäschaftl. Central/4 | 95,90 ba Berg. -Märkische. .| 3% | — 75,30 bz 

/ Kur- u, Neumärk, 4 | 95,50 bz Berlin-Anhalt. ..| 6 — 4 | 86,75 bad 
2 (Fommersche 4 95,50 6 Berlin-Dresden 0 — 4 | 12,90 bzB 
#-)Posensche, ..... 4 | 9,50 b. Berlin-Görlitz .. 0 — 4 | 15,50 bz 
/ Preussische 4 95,40 0 Berlin-Hamburg. II — 4 16950 bz 
3) Westtal. u. Rhein. 4 | 98,25 bz Berl,-Potsd-Magdbj 31 | — 4 | 79,60 b 
& (Sächsische, ..... 4 | 86,40 bz Berlin-Stettin . 8% — |4 103,25 bza 
ASchlesischo .. 4. | 96,00 6 Böhm, Westbahn,| 5 — s | 76,00 b 

che Präm.-Anl, 4 1210 bz Breslau-Freib,. . .| 5 — 462,50 bzB 
Baierische 40% Anleihe 122,75 bz Cöln-Minden... 5½ — 4 91,00 bz 
Oöln-Mind.Pramiensch. 3½ 110,25 bz Dux-Bodenbach. B.] 0 — 4 | 17,00 bzB 
Süchs. Rente von 1876/3 | 72,75 ba Gal. Carl-Ludw.-B.| 7 — 4 |166,40 bz 
® ———ů—ů— Halle-Sorau-Gub. 0 — 4 15,20 bz 
Kurh. 40 Thaler-Loose 243 bz Hannover-Altenb.] 0 — 4 1 1225 be 
Hadische 35 FL-Loose 140,.0 B Kaschau-Oderberg| 4 — Is | 46,00 bag 
en. Präm-Anleibe 81,50 Dr ar 8 3 2 Pr f 11250 en 
ldenburger 2.00% 137,30 6 udwigsh,-Bexb, . — 7 
2 2 Märk.-Posener 0 — 4 19.25 ba 

Zucat. 5 Doll 4185 bz Magdeb.-Halberst. 8 — 4 1106.99 bz 

dt da Ost. Bun, 171.40 bz {Mainz-Ludwigsh, .| 5 — 6 | 8400 oz 
Napoleon 15.23 bz |do.Silbergd. 177,50bz 8 8 4 4.112650 8 
Imperials 16,65 G Russ. Bkn, 221 bz 0 neug00%, Alu) 4 8 ih 123,40 ba 
nen ͤ—P] e 1 00, N 2 Prey 

Hypotheken-Gertificate do. B. . % | — |3121118,50 bz 
3 1 2 Zen Oesterr. Fr, St.-B.| 5½ | — 4 |451-51% b 
unn’sche Partial-Ob.15 106,50 bed LOest. Nordwestb. 5 — 4s 19100 da 
der p 94,36 bad Oesı. db. (Lomb) 0 — 14 1134 b 
do, e 1101,50 ba Ostpreuss, Sund. 0 — 1 | 37,25 b 
Dentsche Hp. B.- W. 4½ 95,09 bag IR A 0. U. B. % — . | 96,90 b 
40. do. do. 5 100,30 ba Bei he Dong. Pard. 4½ | — 4½ 40,99 ba 
Kündbr. Cent.-Bod.-Or. 4½ 100% G eichenberg-Pard.| 4% ( la fiel 10 ba 
Unkünd, do. (187% 100 bz do.1it.B (auger) A — 8.1.9269 b 
20. rückzb. 4010 1106,75 ds f Ahein Nahe. ahn. 0 | — [4 | 10,40 bz 
ne Rumän.Eisenbahn| © — |4 | 25.40 ba 
Bak. H rd 91.7 Schweiz Westbahn 95 — 4 | 18,69. % 
. HI Em, do. 15 0% % Tstasgard - Posener dig -| 44 4½ 985 b 
Kündb.Hyp.öchuld. do. 5 100,00 ba ges Lit. 4 % — la 24580 — 
e ee e e eee 
4 — Pr = ——  ——————— mi 
Pomm, Hyp Bu 5 | 97 bz@ 
do, II. Em. 5 | 92 bz 5 E s 
dk. Prüm. Fl. I. Em. s 0,76 da Elsenbahn-Stamm-Prloritäts-Actlen. 
0. do. Em. 6 105,70 bs Berlin- Görlitzer 0 — [5 31,8 bas 

40. 50% Pf. rkzlbr.m. 10% 10 bz@ Breslau-Warschau| @ — 86 — — 

20. 4½ do. do. m. 110 4½ 92,25 ba Halle-Sorau-Gub, ‚| 0 — 15 | 36,75 520 
Meininger Präm.-Pfdb./4 |105,90 ba Hannover-Altenb.] 0 — 8 26,25 528 
Vest, Silberpfandbr. 5½ 32 6 Kohlfurt-Falkenb.] 0 — 6 | 24,25 dz 

do b Hyp.-Ord.-Pfdbr. 5 — — Märkisch- Posener] 334 — 6 | 75,75 bz@ 
Pidb.d.0est.Bd.-Or.-Ge.ö5 | — — Magdeb.-Halberst.| 3½ | 31 3½ 69,50 bz@ 
Schles. Bodencr.-Pidbr.|5 | 99 8 do. Lit.C|5 5 5 25 bzG 

do do. 1½ 93,25 0 Ostpr. Südbabn, 5 — 6 | 86,25 b 
Süudd. Bod.-Ored.-PTdb. s 103,00 @ Rechte-O.-U.-B. . 6% | — 5 [106,75 6 

do. do. 4½% 4 ½ 97,80 8 g en — 1 Her bz& 
Wiener Silberpfandbr.5½ — — aal-Bahn,..... — bz& 
— | Weimar-Gera.,..| 0 — 186 | 11,285 bs 
Ausländische Fonds. u 

Silber-R. (I. 1.1.7. 4½ [ 58,10 bz& N 
ey Lede bas Bank- Papiere. 

do, Goldrente 4 | 65,00 bag Alg.Deut. Hand-, GJ 0 — 4 127506 

de, Papierrente . . 4½ 55,50 bag AngloDeutscheBk,| 0 — 4 32,00 8 

do, 54er Präm.-Anl. 4 100.25 6 Berl, Kassen-Ver.|107/jg | 841514 147,00 B 

40, Lott.-Anl. v. 60, . 6 108.70 bz@ Berl. Haudels-Ges. 0 — 4 | 72,70 bz@ 

do, Crodit-Loose . . r. 266,20 bz Brl. Prd.-u.Hdle.-B. 0½ | — 4 | 8025 6 

do, Gier Loose. . . fr. 23,00 bad Braunschw. Bank.“ 5 — 1 80,10 8 
Russ, Präm.-Anl, v. 645 163 bzB Bresl, Disc,-Bank.| 4 — 4 53,10 6 

do. 0. 800% 103 brB Bresl. Wechslerb.| 5% | — 7000 8 

do, Bod,-Cred.-Pfäbr.5 | 76,50 bz Coburg. Ored.-Bnk.| 4½ | — |4 | 6875 4 

do. Oent,-Bod.-Cr.-Pfb.5 | — — Danziger Priv.-Bk.| 7 — 4 103,50 @ 
RAuss.-Poln, Schatz-Obl. 4 79,28 6 Darmst, Creditbk.| 6 — 4 109,75 bz& 
Poln, Pfndbr. III. Em. 4 | 67,00 bz Darmst, Zettelbk.| 514 | — [4 |] 5,90 0 
Poln, Liquid,-Pfandbr,|4 59,70 ba Deutsche Bank 6 — 4 91,60 bz@ 

Amerik. rückz, p. 1881/6 [101,10 ba do, er Hi — dh 7 5 — 8 

do, do. 18866 | — — do, Hyp.-B. Berlin — } 

do. 80% Anleihe. . 5 |10%,00 @ Disc,-Comm,-Anth.| 4 — 4 11900 50 
Ital. neue 50% Anleiheſs 74, 80.90 bz& do. ult. 4 — 4 119.18 
Ital. Tabak-Oblig.. . 6 [10250 8 Genossensch.-Bnk.| Sig | — 4 90,00 & 
Baab-Grazer i00Thlr,L/4 | 71,10 bag 0. junge) 5½ | — 4 | %,09 6 
#umänische Anleihe. —— Goth. Grunderedb.] 8 — 4 101,10 b 
Türkische Anleihe. 5 9.00 8 Hamb, Vereins-B. 10 10% 4 122,0 
Ung. 50% St.-Eisub.-Anl. 6 | 72,40 etbz@ Hannov. Bank. . 51% — 4 101,20 bz 
Schwedische 10 Thlr.-Loose — — Königsb. Ver.-Bnk. 5½ | — 84,00 bzB 
Finnische 10 Thlr.-Loose 37,00 bzB Lndw.-B.Kwilecki.| 8 | — 4 45,00 bz& 
Türken-Loose 27.10 bz Leipz. - — . fe 
III lxemburg. Ban > 46, 

Eisenbahn-Prioritäts-Actien. Magdeburger do. 6 — 4 [106 B 

Borg.-Märk, Serie II. 4½ 10,25 0 Meininger do, | 2 — 4 | 73,20 bzG 

40. III. v. Stölje.|3llg) 85 bz Nordd, Bank 8 81, 4 1137,25 0 

do, do. VI. 4½ 99,50 G Nordd.Grunder.-B.| 8 — 4 | 79,60 bad 

40, Hess, Nordbabn,|/5 103,50 B Oberlausitzer Bk. 1% | — |4 8¼75 K 
Berlin-Görlitz,. 2...» 5 100.10 O wfOest. Cred.-Actien 1 | — 4 1312-92 

ee 4½ 83.500, 0,72,50] Posner Prov.-Bank| 6 | — 4 101,75 B 
Sreslau-Freib. Lit. F. 4½ 96 G Pr.Bod.-Or.-Act.-B.| 8 — 4 | 96,10 bz 
do, Lit, ae (se Pr. Cent.-Bod.-Crd.| 9½ | — 4 116,76 @ 
do. do. . 4½ 92,00 0 Sächs. Bank, ...| 8 — 4 103,00 B 
do, do, .412| 92,00 B Schl, Bank-Verein| 5 — 4 | 19754 
do. von 187615 10125 @ Thüringer Bank. 0 — 4 — — 

+ »Qöln-Minden III. Lit. A4 — — Weimar. Bank .| 0 — 4 | 41,10 bz 
de. er 1. Hi 2256 8 Wiener Unionsbk.] I½ — 4 118,00 B 
do, . „ 
do, sb. N 192,25 B 

Halle-Sorau-Guben .. 115 m Er 
Hannover-Altenbeken.|dij, 

Märkisch-Posener RE s 2 2 In Liquidation, 
UM. Staatsb. 1. Ser 6, Berliner enk. — [— [fr | 10,00 @ 
do. II. Ser./4 | 95,00 bag Berl. Bankverein. — | — ftr. 39 0 

do, do, Obl. I. u. II. 16,0 bas Berl. Wechsler-B.“ — |— tr. — — 

4 do. III. Ser.! | 95,00 @& Centralb. f. Geno.“ — | — fr. 10.00 @ 
Overschles. 2. 4 | = — Deutsche Unionsb,| — — ftr. | 14,50 ba 

do. B. Q .̃ 4 ½ = — Gwb. Schuster u. C.] 0 — ftr. — — 
a 3 ‚je Moldauer Lds.-Bk.| 0 — ftr. 10 0 
do. . 488 ba S., eee 
1 x here 55 eg a Sächs. Ored.-Bank 05 — = 10250 6 
do: . Fin 101.10 @ Schl. Vereinsbank — . 75 8 
do von 1869, „5 area — 
do, von 1873.4 2 ndustrle-Paplere. 
do, von 1874. 4½ 99,50 bz 2 
do, Brieg-Neisse41½ . Berl.Eisenb.-Bd-A.| 0 fr, 643 G 
do, Cosel-Oderb./4 | — — D. Eisenbahnb.-@,| 0 — 4 5,90 bz 
do, do 3 1103,50 b 4d. Reichs. u. Co.-E. 0 — 4 | 68,75 bag 
do. Stargard-P 41 Märk. Sch. Masch. 0 — |4 | 13,00 bad 
8 Nordd. Gummifab. s — |4 4000 
A do, HE Em: 416 — 2 Westend, Com.-G.] 0 — ftr. 0,8 0 
do. Närschl, Zwgb. 3 — — g 
Ostpreuss. Südbahn 4½ 99,25 bz Fr. Hyp.-Vers.-Act. 2% | — 4 | 99,00 ba 
to-Oder-Ufer-B. 5 — — Schles, Feuervers. 18 — 4 [15B 
do, do, 4½ 99,78 bz — 5 
Gehlosw. Eisenbahn „id —— gore Unten. 0 70 bzo 
1 \ eG — 
— Königs- u. Laurah.| 2 — 4 | 77,10 beB 
nannten 8 | 540 de Lauehhemmer. . — |4 | 1825 528 
do, IL Emission ..5 | 55,50 bz Marienhütte ....| 6 — 14] 57,00 bzB 
erag- Dur.. fr. | 21,90 bz Oschl. Eisenwerke 0 — 14 14 —— 
Gal, Carl-Ludw.-Bahn. 5 88,70 @ Bedenhütte, .... o |— I | ao» 
do. do. neues 75 B Schl. Kohlenwerkef o — 4 6,90 28 
Kaschau-Oderberg . 5 | 63,50 bzB  JSchl.Zinkh.-Actien| 7 per 
Ung. Nordostbahn . . .5 | 59,10 ba do. St,-Pr.-Act.| 7 — 4½ 90,00 B 
Ung. Ostbahn. 5 | 56,70 bz Tarnowitz, Bergb.| 0 — 1 | 29,00 ba 
Lomberg- Czernowitz, .|5 nn @ 2 Vorwärtshütte, 0 4 — 
do. do. 1115 3.20 bz NN 
ene Ge RER, Tara n 7 8 
Aar, Jer. Gentrelb. fe, 180 b. [ Breel. E-Wagend.| 2% — [4 | 45 d 
do, "fr. 11.50 6 do, ver, Oelfabr.] 313 | — |4 | 47,00 bz@ 
Kronpr. Rudolf-Bahn 5 | 67,50 ba eam. Spinnerei | % | — f | 10,50 
Oesterr.-Französische. 3 331,40 bza JCörlitz. Eisenb.-B.| 194 | — |4 1471,25 B 
do, o. II. 3 320.00 ba Hofim’s Wag. Fabr.] 0 — 4 34,00 bz& 
do. südl, Staatsbahn. 3 1239,75 bad  J0.-Schl. Eisenb.-B.| 0 — 4 | 32,25 ba 
do. 8 neue 3 240,25 bz@ Schl. Leinenind, .| 6½ | — 4] 62,00 6 
de. Obligationen 5 81,90 bz do. Porzellan] © — 4 | 35,00 dae 
Bumän, Eisenb.-Oblig..6 | 7250 bag JWilhelmsh, MA, ‚| 0 = 6 1 2 = 
Worschau-Wien II. 5 | 94,75 6 
40. III. . 6 | 92,00 8 
do. IV. . 6 84,00 8 Bank-Discont 4 pot 
do. V. . 8 77,76 bzB Lombard-Zinsfuss 5 pot 


Die in London circulirenden, indeß vorläufig noch 
i über den Einmarſch ruſſiſcher Truppen in Konſtan⸗ 
tinopel konnten nicht ohne zn auf die Haltung der heutigen Börſe 
bleiben. Jedoch erwies ſich dieſer Einfluß nur als ein ganz oberflächlicher 
und es war, während der inländiſche Markt ſeine bisberige Feſtigkeit unge⸗ 
ſchwächt behauptete, nur in den internationalen Papieren ein gewiſſer Druck 
zu beobachten. Bedenklicher erſchienen der Börſe die aus London ein⸗ 
treffenden niedrigeren Courſe, welche nach Privatdepeſchen von 12 Uhr für 
Confols 957 und Ruſſen 84% (denen fpäter noch abgeſchwächtere N 


Berlin, 7. Febr. 
unbeſtätigten Gerüchte 


die Glaubwürdigkeit 12 l 
fie blos zu einem D auf die Oppofition im Parlament ftempeln. Von 
andrer wird der Einzug ruſſiſcher Truppen in Konſtantinopel, der ſelbſt⸗ 
beritändlih unter Zuſtimmung der Pforte vor ſich gegangen wäre, als ein 
bloßer Schachzug gegen Englands Drohworte betrachtet. Eine Beängſtigung 
aus dieſen möglichen Vorgängen ſchöpfte die Börſe im Allgemeinen nit. 
Die internationalen Speculationspapiere eröffneten mit matteren Courſen, 
erholten ſich jedoch bald, da für die Baiſſe ſich eine Actionspartei nicht 
bilden konnte. Die Umſätze blieben aber überhaupt nur ſehr eng begrenzt. 
Credit vorwiegend matt, Franzoſen und Rumänier ruhiger. Die öſterr. Neben⸗ 


I babnen waren zwar kziemlich feſt, betheiligten ſich aber nur wenig am Verkehr. 


Galizier indeß zeigten ſich etwas reger und ließen auch die Neigung, in die 
ſteigende Coursbewegung einzutreten, erkennen. Die localen Speculations⸗ 
effecten erholten ſich von der anfänglichen Ermattung nicht in dem Maße, 
wie es die Beſſerung in der Geſammtſtimmung hätte erwarten laſſen. Die 
Courſe hielten ſich durchweg unter geſtrigem Niveau und die Umſätze waren 
ſehr eingeſchränkt. Es notirten Disconto⸗Commandit ult. 1194 —118% 
bis 119, Laurabütte ult. 77,10 77,50 — 77,10 — 77,25. 5 den answärtigen 
Staatsanleihen fand aber ein recht angenehmes Geſchäft ſtatt. Die an⸗ 
fängliche Schwäche war bald verſchwunden und beiziemlich reger Kauflust konnten 
die Notirungen ad Neben den öſterr. Renten waren ungar. Schatz⸗ 
ſcheine und ungariſ he Goldrente fehr beliebt, Italiener ruhiger, Amerikaner 
nur wenig feſt. Ruſſiche Werthe behaupteten ſich trotz verminderter Reg: 
ſamkeit in guter Feſtigkeit. 5% Anleihen per ult. 85 S l et, 
Ruſſiſche, Noten ſchracher 221, ult. Febr. 220-222—220%, ult. März 
20% 22% 2a: Preuß. und andere Deutſche Staatspapiere feſt. Auch 
Cihenday- Prioritäten behaupteten ſich aut. 4 Potsdamer, Halber⸗ 
ſtädter und Bergiſche beliebt. Fremdlaändiſche Deveſen ru iger. aal dem 
Eiſenbahnactienmarkte fand bei durchaus feſter Haltung ein ſehr reger Ver⸗ 
kehr ſtatt. Die rheiniſch⸗weſtfäliſchen Speculakionsdeviſen ſetzten höher ein und 
ließen erſt ganzgegen Schluß der Börſe eine Ermattung auftreten. Potsdamer ſehr 
beliebt und ſteigend, auch Anhalter, Stettiner, Halberſtädter und Oberſchleſiſche 
böher. Leichte Bahnen ebenfalls in gutem Verkehr, Rumänen behauptet, andere 
tumäniſche Werthe ebenfalls beſſer, Oſtpr. Südbahn und Nahebabn belebt und 
ſteigend, Görlitzer, Markiſch⸗Poſener, Halle⸗Sorauer beſſer. Bankactien ber- 
hielten ſich zieml;g ruhig. Deutſche Bank zu höherem Courſe lebhaft be⸗ 
gebrt, Spie gagen wurde rege umgeſetzt, Centralbank für Induſtrie beſſerte 
die ori, Norddeutſche Grunderedit höher, Gothaer Grunderedit zog eben⸗ 
als an. Petersburger Internationale ſteigend, Brüſſeler Bank beſſer. 
Preußiſche Bodencredit ließ etwas nach. Induſtriepapiere fanden weniger 
Beachtung. Große Pferdebahn ſteigend. Norddeutſche Eiswerke beſſer. 
Zoologiſche Garten⸗Prioritäten ebenfalls höher. Omnibus ſteigend. Tivoli 
edrüdt und Nürnberger anziehend. Hartmann Maſch. und Freund Ma⸗ 
ſcinenanſtalt erböbten die Notirungen. Linde Wagenbau ging lebhaft um. 
Oberſchleſiſcher Eiſenbahnbedarf ließ etwas nach. Montanwerthe im Allge⸗ 
meinen recht feſt. Donnersmarck, Conſolidirte Marie ſteigend, Braunſch. 
Koblen, Hibernia und Wilbelmine Victoria beſſer. 

Um 2% Uhr: Matt. Credit 389,00, Lombarden 135,00, Franzoſen 450, 
Reichsbank 155,90, Disconto⸗Commandit 118,25, Laurahütte 76,75, Türken 
—, Italiener 74,60, Oeſterr. Goldrente 64,50, do. Silberrente 58,00, do. Papier⸗ 
rente 55,10, 5Sproc. Ruſſen 84,60, Neue 84,60, Kölns Mindener 90,75, 
Rheiniſche 107,00. Bergiſche 75,00, Rumänen 25,25. 

Nach 2% Uhr circulirten ſich widerſprechende Gerüchte über die Haltung 
der Londoner Börſe; die Courſe ſollen nach Angabe Einzelner wieder beſſer 
auten. ; N 


* Breslau, 8. Febr., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war der 

Geſchäftsvertehr im Allgemeinen von keiner Bedeutung, bei mäßigem An⸗ 

gebot Preiſe unverändert. { a 

Weizen, bei ſchwächerem Angebot preishaltend, pr. 100 Kilogr. ſchle⸗ 

ſiſcher weißer neuer 17,80 — 19,10 — 20,60 Mark, gelber neuer 17,00 bis 

18,00 -19,70 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Roggen, feine Qualitäten gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 12,00 —13,20 

bis 13,80 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte, nur feine Qualitäten verkäuflich, pr. 100 Kilogr. neue 13,30 

bis 14,50 Mart, weiße 15,40 — 16,40 Mark. 

Hafer ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. neuer 11,30—12,50—13,10 bis 

13,70 Mark. 

Mais unverändert, pr. 100 Kilogr. 12,10 —13,10—14,00 Mark. 

Erbſen ſchwächer angeboten, pr. 100 Kilogr. 14,00 — 15,00 — 17,00 Mark. 

8 nd Qualitäten mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 18,00—19,00 
ark. - 


verkäuflich, pr. 100 Kilogr. gelbe 
0⁰ 40 Mark 


’ 


ark. 
Wicken ſchwach behauptet, pr. 100 Kilogr. 10,50 — 11,50 —12,50 Mark. 


9 
Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
80 25 22 


Schlag⸗Leinſaat ... 26 — zu 

interrabd s 31 25 29 75 27 75 
Winterrübſen 30 — 29 — 7 
Sommerrübſen 29 25 27 50 25 50 
Leindotter 25 50 3 50 21 50 


2 

Rapskuchen feſter, pr. 50 Kilogr. 7,20 —7,50 Mark. 

Leinkuchen gut gefragt, pr. 50 Kilogr. 8,70— 9,20 Mark. 

Kleeſamen ſchwacher Umſatz, rother nur feine Qualitäten beachtet, pr. 
50 Kilogr. 32—42—47—52 Mark, weißer matter, pr. 50 Kilogr. 40—48 bis 
57—65—70 Mark, hochfeiner über Notiz. 

Tbymothee matter, pr. 50 Kilogr. 17—20—23 Mark. 

Mehl in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 27,50—28,50 
Mark, Roggen 1 21,00—22,00 Mark, Hausbacken 19,50—20,50 Matt, 
Roggen⸗Futtermehl 9,60—10,50 Mark, Weizenkleie 8,00—9,00 Mark. 


Heu 2,40— 2,80 Mark pr. 50 Kilogr. I 
Roggenſtroh 18,00—20,00 Mark pr. Schock & 600 Kilogr. 


Breslau, 8. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. — Cm. U.⸗P. — M. 38 Cm. 
Eisſtand. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolf's Telegr.⸗Bureau.) 

Wien, 7. Febr. Der „Polit. Correſp.“ wird in einer Meldung 
aus Athen beſtätigt, daß die dortigen Geſandten der Regierung ge⸗ 
rathen hätten, die Armee aus Theſſalien zurückzuziehen, indem von 
denſelben gleichzeitig die Sicherheit der chriſtlichen Bevölkerung garan⸗ 
tirt worden ſei. Die Regierung werde die Kammer darüber conſul⸗ 
tiren. Ferner wird derſelben aus Athen gemeldet: Die Zahl der zur 
Zeit jenſeits der Grenze befindlichen griechiſchen Truppen und Milizen 
beträgt 18,000 Mann. Ein Theil der mobilen Nationalgarde mar⸗ 
ſchirt nach Athen, nach dem Pirgeus und nach Megara. Nach dem 
Bekanntwerden der Landung von türkiſchen Truppen in Volo hat die 
Regierung den Abmarſch von Freiwilligen ſiſtirt, da ſie derſelben zum 
Schutze Athens bedarf. Der türkiſche Geſandte hat ſeine Abreiſe ver⸗ 
ſchoben. — Aus Bukareſt geht dem Blatte die Nachricht zu, der. Senat 
ſolle geſtern in einer geheimen Sitzung eine Commiſſion eingeſetzt 
haben, die einen an die Garanttemächte zu richtenden Proteſt gegen 
die Retroceſſion Beſſarabiens vorbereiten ſolle. 

Nom, 7. Febr., Nachm. 3 Uhr 30 Min. Das Ableben des 
Papſtes wird in jedem Momente erwartet, der Todeskampf trat bald 
nach 1 Uhr Nachmittags ein. 


Rom, 7. Febr., Abends 7% Uhr. Die „Agentur Stefani“ meldet: P 


Der Papſt ſtarb um 4 Uhr 57 Minuten. 

Rom, 7. Febr., Abends. Die Verſchlimmerung im Befinden des 
Papſtes trat heute früh 4 Uhr ein. Sämmtliche hier anweſende Car⸗ 
dinäle wurden ſofort nach dem Vatican entboten. Mittags trat eine 
weitere Verſchlimmerung ein. Nach 1 Uhr begann der Todeskampf. 
Die Cardinäle waren neben dem Sterbezimmer verſammelt. Cardinal 
Panebianco reichte dem Papſt die Sterbeſacramente. Bei dem Eintritt 
des Todes waren ſämmtliche Cardinäle und päpſtlichen Würdenträger 
anweſend. 

Die bei der Curie beglaubigten Geſandten begaben ſich ſchon früh 
in den Vatican, um perſönliche Erkundigungen einzuholen. Der Tod 
erfolgte durch Eintritt des Waſſers in die Brufthöhle. Der Papſt hatte 
noch geſtern eine Beſſerung verſpürt und ſich Bewegung gemacht. Man 


0: 
urungen gefolgt fein follen) lauteten. Dem obenerwähnten Gerüchte wurde J glaubt, daß hierdurch die Verſchlimmerung herbeigeführt wurde. 


manchen Seiten gang abgesprochen; man welle 


8 5 W 
Nom, 7. Febr. Der König wollte dem öſterreichiſchen Both] 
Audlenz ertheilen. Die Audienz wurde, als der König den Zulam 
des Papſtes erfuhr, abbeſtellt. Ein höherer Hofbeamter wurde in M 
Vatican entſendet um den König fortlaufend vom Befinden des Pape 
zu unterrichten. 5% Uhr verließen mehrere Cardinäle und DM 
der Curie beglaubigte Diplomaten den Vatican. Die Diplomaten hallen 
vorher mit Simeoni eine Unterredung. Jetzt wurde Niemand m 
in den Vatican eingelaſſen, nur die die Leiche bewachenden Cam 
haben Zutritt. An den Thoren halten Sicherheltsbeamte die Wache, 
welche jede Annäherung verhindern. Simeoni befahl, daß der ‚Di, 
vatore Romano“ den Tod des Papſtes erſt morgen veröffentlicht. f 
Stadt iſt ſehr ruhig. Die Behörden trafen die nothwendigen Sicher 
heitsmaßregeln. 
Verſailles, 7. Febr. Senat. Die Wahl eines lebenslänglichen Seng“ 
tors war abermals reſultatlos. Lefranc erhielt 127, Decazes 122 Stim“ 
men. 29 zerſplitterten ſich. In der Kammer legte der Finanzminſſſet 
einen Geſetzentwurf vor, betreffend einen Credit von 331 Millionen 
zum Ankauf von Eiſenbahnen. 1 
London, 7. Febr. Unterhaus. Schatzkanzler Noriheote antworte 
auf eine Anfrage Lord Hartington's, die Ruſſen ſeien bis auf ell 
Entfernung von etwa 30 engliſchen Meilen von Konſtantinopel vor 
gerückt und die Türken ſeien gezwungen geweſen, ſich zurückzuztehs 
Es möge das vielleicht den Bedingungen des Waſſenſtillſtandes en 
ſprechen, obſchon die Türken vorgaben, überraſcht zu fein. Die en 
liſche Regierung habe heute mit dem Hinweiſe auf das Verſprecht 
Kaiſer Alexander's, daß er Konſtantinopel nur im äußerſten Nothfallk 
beſetze wolle, um Aufklärungen in Petersburg nachgeſucht. — Von det 
Deputirten Forſter wurde das gegen die Creditforderung der Regierun 
gerichtete Amendement zurückgezogen. 4 
London, 7. Febr. Dem „Standard“ zufolge iſt in den Waffen? 
ſtillſtandsbedingungen die Bildung einer neutralen Zone verabredel 
wobei Buyuk Tſchekmedje für die Ruſſen, Kutſchuk Tſchekmedje für DIET 
Türken die Demarkattonslinie bilden ſoll. 1 
Unterhaus. Northcote verlieſt ſoeben ein Telegramm Gortſchakoff! 
an Schuwaloff: Die ruſſiſchen Befehlshaber hatten überall den Befehl, 
die Feindseligkeiten einzustellen. Die in England courſirenden Gerüchte 
vom Vorrücken der Ruſſen ſeien total unbegründet. (Große Auf 
regung.) Nach einer äußerſt lebhaften Debatte erklärte das Unterhar 
ſich ohne weitere Abſtimmung mit der Zurückziehung des Forſter'ſchen 
Amendemenis einverſtanden. v 
Während der Sitzung war nicht nur die Zuhörertribüne überfüllt, 
ſondern auch vor dem Parlamentshauſe große Menſchenmaſſen ange 
ſammelt, welche ein Meeting improviſirten und unter Abſingen det 
Nationalhymne Reſolutionen zu Gunſten der Regierung faßten. 
London, 7. Febr., Nachts. Derby verlieſt Telegramme von 
Layard. Das erſte vom 5. d. datirte und geſtern Nachmittag en 
pfangen, meldet: Ungeachtet des Waffenſtillſtandes dringen die Rufe 1 
auf Konftantinopel vor. Die Türken wurden gezwungen, Siliwm 
(einen Hafen des Marmarameers) zu räumen. Der türkiſche Befehl“ 
haber proteflirte dagegen, der ruſſiſche Befehlshaber verweigerte abel, 
den türkiſchen Befehlshaber zu empfangen. | 
Der ruſſiſche General erklärte, er müſſe den erhaltenen Befehle 
gemäß, felbigen Tages Tſchataldja beſetzen. Die Pforte iſt ſehr beun 1 
ruhigt, fie vermöge das Verfahren der Ruſſen ſich nicht zu erklären 
fie richtete deshalb Vorftellungen an den Großfürſten Nicolaus. DI 
Serben zerſtörten Wranja und rückten auf Uskat vor. Seit der Unter 
zeichnung der Friedenbaſen und der Waffenſtillſtands⸗Convention fl 
fünf Tage verſtrichen; der Pforte ging noch kein Protokoll zu. 7 
eigentlichen Bedingungen ſeien der Pforte noch unbekannt. N 
Ein anderes von geftern datirtes Telegramm, welches letzte Nacht 
eingegangen iſt, beſagt, das ruſſiſche Cabinet beſtand auf der Aufhebung 
der Tſchekunedja⸗Linien, als eine Bedingung des Waffenſtillſtandes, wo 
durch Konſtantinopel unvertheidigt war. Die Ruſſen beſetzten Tide 
taldſa. Derby fügte hinzu, Tſchataldja ſei ein Theil der türkischen 
Vertheidigungslinien, welche die Halbinſel durchſchneiden und weniger 
als 30 engliſche Meilen von Konſtantinopel entfernt find. 
Im Unterhauſe erklärte Bourke auf eine Anfrage, die Blokade im 
Schwarzen Meere ſei infolge des Waffenſtillſtandes aufgehoben, die 
Verbindung mit Odeſſa ſei offen. Mehrere andere Anfragen bean“ 
wortend, ſagte Northeote, Rußland machte der britiſchen Regierung 
wegen des jüngſten Einlaufens der britiſchen Flotte in die Dardanellen 
keinerlei Mittheilung. — Ueber Concentrirung ruſſiſcher Truppen LEE 
Beſſarabien ſei der Regie rung keine Nachricht zugegangen. Englaw 
nahm Oeſterreichs Conferenzvorſchlag an.! colt 


— Nachdem North 
verſprochen, daß ſobald das Haus als Comite conflituirt fei, eine 
weitere Debatte über die Creditbewilligung Freitag ſtatt habe, nah 
das Haus mit 295 gegen 96 Stimmen die Conſtituirung als Comite an- 
(Aus L. Hirſch's Telegrapden⸗Bureau.) 
London, 7. Febr., 3 Uhr. Der Miniſterrath hält ſoeben Sitzung 
Der Botſchafter Layard telegraphirte, daß die Ruſſen im Begriffe ſelen / 
auf Grund einer mit der Pforte geſchloſſenen Vereinbarung in Kon? 
ſtantinopel einzurücken. 1 
London, 7. Febr., 3 uhr 5 Min. Die Panik an der heutigen 
Börſe entſtand durch das Gerücht, die Ruſſen ſeien in Konſtantino 
eingerückt und Lord Loftus ſei von Petersburg abberufen worden. 


Breslau⸗Warſchauer Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
Einnahme pro Monat Januar 1878 beträgt: 


proviſori definitiv 

17310 Ihr 

a. aus dem 1 . . . . 9,76 M. 10.084 
b. = = Oüterberfehr incl. Extraordinaria . 21,554 18,831 5 


Summa 31,230 M. 


28,595 N. 
mithin pro 1878 mehr 2,335 
P.⸗Wartenberg, den 6. Februar 1878. 
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A. Gonſchior, Weidenſtr. 22 
Graveur-Hrbelt. (Siegeln. Stempel) 


“ 
Hanke ſche Wurftabril 
nd ee riefe. 2 (M. Bulla), Oppeln. 
uren Mitgl. Diplome . Vereine. 3 ‚geehrter, Runen aus a 
Kautmänn.n.landwirths, ormulare. jet in den Stand geſetzt bin, 
Artiſt. Inf. M. Spiegel, Sreslau.] Beſtellung der echten Oppeln, 
u. die bekannten Back ⸗ bereits haufige Tauſchungef 
Karpfen esse kun end an | borgefommen, dite 16, gelen 
gekommen bei Wittwe J. Palm. meine Firma zu achten. > 


Würfthen nunmehr umgehend aw? 
zuführen 
Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. N 
Drud von Giaß. Bari u. Comp. A. grievrih) in Bellen | 


